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Liebe Mitglieder,

denn sie wissen 
nicht, was sie tun. So 
könnte in Anlehnung 
an einen berühmten 
Filmtitel aktuell die 
Situation am Gymna-
sium aus berufspoliti-
scher Sicht beschrie-

ben werden. Erst versprach das SMK funktionslose 
Höhergruppierungen nach E 14 für engagierte 
Lehrkräfte an unseren Gymnasien. Davon spricht 
jetzt keiner mehr. Nun soll es Höhergruppierun-
gen nach E 14 nur noch für diejenigen geben, die 
bestimmte Funktionen an den Schulen innehaben. 
Dafür soll ein Beförderungsamt „E 13 plus Zulage“ 
zum 1. Januar 2019 geschaffen werden. Grundla-
ge dafür ist das Sächsische Beamtengesetz § 27, 
Absatz 4. Diese Zulage soll 170 Euro betragen. 
Wer sich im Tarifrecht auskennt, wird erstaunt 
sein, dass es auch bei Lehrkräften im Angestell-
tenverhältnis jetzt Beförderungsämter gibt, ist 
doch der Begriff des Amtes an das Beamtenrecht 
gebunden. Die Entgeltordnung der Lehrer, nach 
der die nichtverbeamteten Lehrkräfte eingruppiert 
werden, orientiert sich am sogenannten Ver-
gleichsbeamten. Obwohl dieses Beförderungsamt 
„E 13 plus Zulage“ nur für angestellte Lehrkräfte 
gelten soll, wird über die Gewährung dieser Zu-
lage nach dem Beamtenrecht entschieden. Diese 
Zulage bekommen nur die Lehrkräfte, die die Vor-
rausetzungen für eine Verbeamtung erfüllen und 
die mindestens vier Jahre einer Lehrtätigkeit nach-
gegangen ist. Die SPD wollte auch Lehrpersonen, 
die nicht die Vorrausetzungen einer Verbeamtung 
erfüllen, eine Zulage geben. „Aber hier gelingt 
uns eine solche Zulagenregelung über das Beam-
tenrecht nicht, da diese Kolleginnen und Kollegen 
nicht über die formale Laufbahnbefähigung verfü-
gen, die eine solche Zahlung voraussetzt“, so Sa-
bine Friedel, die bildungspolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion im Sächsischen Landtag. Ich bin ge-
spannt, wenn die ersten Beamten in der A13, die 
die vier Jahre Wartezeit bis zur Beförderung absol-
viert haben, ebenfalls dieses Beförderungsamt für 
sich reklamieren und es vor Verwaltungsgerichten 
einklagen. „Das neu vorgesehene funktionslose 
Beförderungsamt A 13 mit Amtszulage und de-
ren Höhe wird im Sächsischen Besoldungsgesetz 
geregelt werden“, teilte uns das SMK am 14. No-

vember mit. Noch existiert keine Neufassung des 
Gesetzes und damit keine Rechtsgrundlage zur 
Umsetzung (Stand: 23.11.2018). Im Tarifbereich 
wird durch die Einführung des Beförderungsamtes 
„E 13 plus Zulage“ ohne Erweiterung auf die E 14 
auch die Tabellenstruktur gesprengt. 
Schauen wir uns ein konkretes Beispiel an. Ei-
nem Gymnasiallehrer wurde auf Grundlage ei-
nes Bewerbungsverfahrens die Tätigkeit eines 
Fachberaters übertragen. Dieser tarifbeschäftigte 
Gymnasiallehrer mit 20 Dienstjahren und einem 
Lebensalter von 47 Jahren wurde dieses Jahr zum 
1. August 2018 in die Entgeltgruppe 14 höher-
gruppiert. Die für diese Funktion nicht berück-
sichtigten Bewerber erhalten weiterhin die E 13, 
Stufe 6. Seit Januar 2018 war der ausgewählte 
Bewerber in die die Stufe 6 der Entgeltgruppe 13 
eingruppiert. Nach dem Tarifvertrag der Län-
der kommt er bei einer Höhergruppierung in die 
Stufe, in der er mindestens das bisherige Gehalt 
erhält, zuzüglich eines eventuellen Garantiebetra-
ges. Seit dem 1. August ist er somit in der Stufe 
5 der E  14 eingruppiert. Betrachten wir einmal 
das Jahreseinkommen 2019 für die E 13, Stufe 6, 
und für die E 14, Stufe 5, nach den Tabellenwer-
ten von Dezember 2018. In der E 13, Stufe 6 hat 
man ein Jahreseinkommen von 70.355,12  Euro, 
in der E  14, Stufe  5, ein Jahreseinkommen von 
69.743,90 Euro. Die unterlegenen Bewerber, die 
nicht Fachberater geworden sind, haben 2019 
damit im Jahr 611,22 Euro mehr als die Gymnasi-
allehrkraft, die jetzt als Fachberater tätig ist. Jeden 
Monat 50 Euro weniger bedeuten geringere Ren-
tenpunkte in der gesetzlichen Rentenversicherung 
und in der VBL-Betriebsrente. Erst im August 2023 
wird das Einkommen über der E 3 Stufe 6 sein. Bis 
zum Juli 2023 wird der Fachberater jeden Monat 
weniger an Gehalt bekommen als seine damali-
gen Mitbewerber. „So geht sächsisch“, wenn man 
sich auf Stellen mit einer höheren Verantwortung 
bewirbt und der Beste im Auswahlverfahren ist, 
aber für Jahre Einbußen im Einkommen hinneh-
men muss. Besonders negative Auswirkungen hat 
dies für Kolleginnen und Kollegen, die 61 Jahre 
und älter sind. Wenn sie jetzt aufgrund ihrer Funk-
tion an den Schulen in die E 14 höhergruppiert 
werden sollten, können sie den Verlust bis zum 
regulären Renteneintritt nicht mehr aufholen. 
Damit werden Stellen mit besonderen Aufgaben 
für ältere Bewerber jenseits der 60 finanziell un-
interessant. Verantwortung im sächsischen Schul-

dienst zu übernehmen, lohnt sich damit für diesen 
Personenkreis nicht mehr. Wenn ich mich heute 
für eine E 14-Stelle (ich bin März 1958 geboren) 
zum 01.08.2019 bewerben würde und ich diese 
auch aufgrund eines Auswahlverfahrens nach Eig-
nung, Leistung und Befähigung bekomme, wäre 
das für mich bei Gehalt und Rente bis zu meinem 
regulären Renteneintritt laut den Regelungen des 
TV-L ein Verlustgeschäft. Man kann der Staatsre-
gierung nur gratulieren, dass es ihr damit gelingen 
wird, viele ältere Lehrkräfte von Bewerbungen 
abzuhalten. „Glück“ haben die „E-14-er“, die 
am 1. Januar 2019 bereits in der Stufe 6 sind. 
Sie verdienen immer noch mehr als eine Lehrkraft 
in der Stufe 6 der E  13. Mit dem Versagen der 
Zulage für die Lehrkräfte in der E 14 drücken die 
politisch Verantwortlichen ihre Wertschätzung für 
diesen Personenkreis aus. Der Fraktionsvorsitzen-
de der CDU im Sächsischen Landtag, Christian 
Hartmann, merkte in einem Schreiben an den Phi-
lologenverband Sachsen an, dass aus seiner Sicht 
die Gewährung von Anrechnungsstunden die 
Übernahme von zusätzlichen Funktionen weiter-
hin attraktiv macht. Ich kenne keine Fachberater 
an den Gymnasien, die es schaffen, im gewähr-
ten Anrechnungsumfang ihre Aufgaben in hoher 
Qualtät zu erfüllen. Es gehört schon viel Idealis-
mus dazu, die Tätigkeit als Fachberater mit hohem 
Anspruch auszufüllen. Dabei werden auch bei der 
Gewährung von Anrechnungsstunden Fachberater 
an Gymnasien und an den beruflichen Schulen an-
ders behandelt als Fachberater an anderen Schul-
arten. Im § 4 Absatz 3 Ziffer 1 der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums für Kultus über 
die Arbeitszeit der beamteten Lehrkräfte heißt 
es: „Fachberater an Grund-, Förder-, und Ober-
schulen erhalten bis zu sechs und Fachberater an 
Gymnasien und Berufsbildenden Schulen bis zu 
vier Anrechnungsstunden.“ Warum Fachberater 
in Sachsen unterschiedliche Anrechnungsstunden 
bekommen, erschließt sich mir nicht. Leistung 
muss sich lohnen und anerkannt werden. Dafür 
werden wir weiterhin eintreten. Denn wir wissen, 
was wir tun.

Ich wünsche Ihnen ein frohes Weihnachtsfest und 
für das Jahr 2019 Glück, Erfolg, viel Kraft und 
ganz besonders Gesundheit.

Ihr Steffen Pabst, Chefredakteur
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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,

was macht das Profil 
gymnasialer Lehr-
kräfte eigentlich aus? 
Diese Frage stellte 
unsere Bundesvor-
sitzende Frau Prof. 
Susanne Lin-Klitzing 

in ihrem Leitartikel für die April-Ausgabe der 
DPhV-Zeitschrift PROFIL – und gab überzeugende 
Antworten. Aus aktuellem Anlass möchte ich die-
se Frage – und ihre Antworten – am Ende eines 
Jahres, das uns in Sachsen die Verbeamtung, aber 
eben auch die „A13 bzw. E13 für alle“ gebracht 
hat, wieder aufgreifen. Werfen wir also einen ge-
nauen Blick auf die Ausbildung, die Qualifikatio-
nen und die Berufsausübung von uns Gymnasial-
lehrerinnen und -lehrern!
Die Ziele der gymnasialen Oberstufe sind gemäß 
KMK-Beschluss die Vermittlung vertiefter Allge-
meinbildung, Wissenschaftspropädeutik, Studier-

fähigkeit, seit 1997 auch die Berufsorientierung. 
Deshalb gehört zur gymnasialen Lehrerausbildung 
das vertiefte universitäre Studium mindestens 
zweier Fachwissenschaften inklusive Fachdidaktik 
und Erziehungswissenschaften, das in Sachsen mit 
einem 1. Staatsexamen abgeschlossen wird und 
übrigens auch zur Promotion berechtigt. Daran 
schließt sich das schulartspezifische Referendariat 
mit dem 2. Staatsexamen an.
Die Hinführung auf das Abitur bedarf einer auf-
wändigen Leistungsmessung und Bewertung; 
insbesondere die Erstellung und Korrektur von 
anspruchsvollen Klassenarbeiten und Klausuren, 
aber auch die Betreuung und Bewertung von Fach-
arbeiten tragen zur höheren Arbeitszeit gegenüber 
Lehrkräften an anderen Schulformen bei. 
Wir vergeben die allgemeine Hochschulreife, unter 
anderem durch die Durchführung (und kostenlose 
Erstellung!) mündlicher und schriftlicher Abiturprü-
fungen mit Mehrfachkorrekturen. Formal erlangen 
die Schülerinnen und Schüler am Gymnasium zu-
dem die mittlere Reife und die Fachhochschulreife.
Gemeinsam ist allen Lehrkräften die Übernahme 

der Erziehungs- und Bildungsaufgaben ihrer Schü-
lerinnen und Schüler. Die Lehrkräfte unterscheiden 
sich aber hinsichtlich der Ziele ihrer jeweiligen 
Schularten durch ihre Ausbildung, ihre Berufsaus-
übung und die Vergabe von Abschlüssen deutlich 
voneinander. 
Das Ziel des Gymnasiums ist die anspruchsvol-
le Vermittlung von vertiefter Allgemeinbildung, 
Wissenschaftspropädeutik und Studierfähigkeit! 
Dafür haben wir viel Kraft und Zeit in unser Studi-
um investiert. Dafür arbeiten wir auch abends und 
nachts und an den Wochenenden. Dafür ist für 
viele von uns der Mai kein Wonnemonat, sondern 
Schreibtischqual.
Und dann sage mir noch einmal jemand, dass jegli-
che „Tätigkeit mit Kindern“ die gleiche Bezahlung 
verdient.

Trotz allem oder gerade deshalb wünsche ich Ihnen 
ein frohes Weihnachtsfest und einen guten Rutsch 
in ein gesundes und erfolgreiches neues Jahr!

Thomas Langer – PVS-Vorsitzender

Alles neu macht der Mai?
Im Mai haben wir es nicht ganz geschafft- jedoch 
ging im Juni dieses Jahres die neue Website des 
Philologenverbandes Sachsen online.
Wir sind bei der Neugestaltung um Modernität, 
Funktionalität und auflösungsübergreifende Ergo-
nomie bemüht- auf allen Endgeräten, vom Smart-
phone bis zum PC, soll die Bedienung intuitiv und 
die Inhalte schnell und verlässlich zugänglich sein.
Aktualität ist bei der Bearbeitung der Homepage 
unser oberstes Gebot. Tagesaktuell erfahren Sie 
hier, welche neuen Aktionen der PVS unterstützt, 
welche Veröffentlichungen an die Presse gingen, 
lesen Sie Stellungnahmen zu anstehenden Proble-
men und erhalten Sie Informationen zu geplanten 
Aktionen und Veranstaltungen.

Die Seite bietet Ihnen die Möglichkeit, wichtige 
Formulare direkt downzuloaden, Hinweise zur 
rechtlichen Absicherung der Mitglieder zu erhalten 
sowie Kontakt zu Geschäftsstelle bzw. den Regio-
nal- und dem Landesvorstand aufzunehmen. 
Sie erfahren Näheres über Verbandsstruktur, kön-
nen die ProPhil- Zeitungen nachlesen und können 
am schwarzen Brett Themen öffentlich diskutieren, 
Fragen stellen- und natürlich Antworten erhal-
ten. Grundsatzpapiere des Philologenverbandes 
können Sie ebenso einsehen, wie besonders für 
Personalräte relevante Unterlagen, Verordnungen 
und Gesetze.

Im speziellen Bereich für Jungphilologen sind In-
formationen besonders für künftige und aktuelle 
Berufseinsteiger zu finden.
Neu ist außerdem ein geschlossener Bereich, in 
dem besondere Services für Mitglieder bereitge-
stellt werden. Zugang kann hier jedes interessierte 
Mitglied einfach per Mail an die Geschäftsstelle 

(einen Link dazu finden Sie auf der entsprechenden 
Seite) beantragen.  

Einen kleinen Online-Shop haben wir eingerich-
tet, in dem zunehmend Materialien gelistet sind, 
die Sie sich kostenfrei zuschicken lassen können, 
um potenziellen Mitgliedern die Entscheidung für 
einen Beitritt in den PVS zu erleichtern (Werbe-
material wie Korrekturstifte, Taschen, Mützen, 
Mäppchen…). 

Hier werden Sie auch künftig die Möglichkeit ha-
ben, einen für Mitglieder kostenfreien Zugang zu 
SchulLV (https://www.schullv.de/) mit umfangrei-
chen Materialsammlungen für den Unterricht zu 
bekommen.

Wir möchten Sie ermuntern, rege von den On-
line-Angeboten Gebrauch zu machen und gern 
Anregungen und Kritiken den Gestaltern zukom-
men zu lassen.� Thomas Fritzsche 
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Philologenverband Sachsen schlägt Alarm:
Viele Lehrkräfte verlassen vorzeitig den Schuldienst

Immer mehr Kolleginnen und Kollegen beenden ihr Arbeitsverhältnis mit dem 
Freistaat vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze. Mit 235 Auflösungsverträ-
gen allein innerhalb des letzten Schuljahres wurde ein neuer Höchststand er-
reicht, der den bereits herrschenden Lehrermangel weiter verschärft. Offenbar 
kann auch die Gewährung einer Bindungszulage diese Entwicklung nicht stop-
pen. Aufgrund der seit Jahren unzureichenden Maßnahmen des Kultus-
ministeriums leiden viele Lehrerinnen und Lehrer an sächsischen Gymnasien 
unter einer Arbeitsbelastung, die zunehmend ihre Gesundheit gefährdet 
und viele Lehrkräfte nach langjähriger Teilzeitbeschäftigung nunmehr auch 
zum vorzeitigen Renteneintritt bewegt. 

Daher können sowohl die seit Schuljahresbeginn in Eigenverantwortung der 
Schulen wahrzunehmenden Entlastungen wie die Verkürzung der Vorberei-
tungswoche, die Reduzierung der Anzahl von Veranstaltungen, Konferen-
zen, Dienstberatungen u. ä. als auch die zeitliche Verlegung der BLF und die 
Möglichkeit der Abschaffung des Worturteiles für die Abiturprüfung im Fach 
Deutsch nur erste Schritte sein. 

Der PVS fordert weitere Entlastungen: 
•	 �die Gewährung einer Klassenleiter- bzw. Tutorenstunde, 
•	 die Rückkehr zur Unterrichtsverpflichtung von 24 Stunden und 
•	 das vollständige Ausreichen des Ergänzungsbereiches! 

Es gilt nicht nur neues Lehrpersonal für Sachsen zu gewinnen, sondern auch 
erfahrene Kolleginnen und Kollegen im System zu halten. Dies kann nur durch 
die Gestaltung attraktiver Arbeitsbedingungen gelingen und setzt vo-
raus, dass die tatsächlichen Belastungen im Lehrerberuf anerkannt und die 
Lehrerinnen und Lehrer geeignet unterstützt werden, zum Beispiel durch Ab-
senkung der Unterrichtsverpflichtung.

Im Vorgriff auf die Ergebnisse der Studie des Philologenverbandes zur Arbeits-
zeit, Belastung und Gesundheit von Gymnasiallehrkräften sendet das SMK 
bereits erste positive Signale. Auch die Staatsregierung muss endlich zur 
Kenntnis nehmen, was Lehrerinnen und Lehrer an den sächsischen 
Gymnasien Tag für Tag leisten! 

„E13 plus“: Staatsregierung verteilt Trostpflaster 
Gießkannenprinzip statt Aufstiegsmöglichkeiten für Gymnasiallehrkräfte  

Seit Monaten haben die sächsischen Lehrerinnen 
und Lehrer, für die eine Verbeamtung nicht mög-
lich ist, auf ein Zeichen der finanziellen Wertschät-
zung ihrer Arbeit gewartet. Mancher hatte die 
Hoffnung vielleicht schon aufgegeben. 

Nun einigte sich die Regierungskoalition endlich 
auf konkrete Nachbesserungen des Handlungspro-
gramms. Dabei ist die Handschrift des Kompromis-
ses deutlich zu erkennen: 

Zum 1. Januar 2019 soll eine Entgeltstufe 
„13  plus“ eingeführt werden. Dies entspricht  
einem Einkommenszuwachs von ca. 3 Prozent. 

Wir erkennen an, dass die sächsische Landesregie-
rung auf die massiven Proteste derjenigen Kollegin-
nen und Kollegen, die Beförderungsstellen kritisch 
gegenüberstehen und stattdessen ein Gießkannen-
prinzip befürworten, reagiert und im Rahmen ihrer 
tarifrechtlichen Möglichkeiten agiert hat. 

Wer aber erwartet hatte, dass sich der Abstand zu 
den Beamtenbezügen dadurch deutlich verringern 
würde, musste enttäuscht werden. Offenbar hat 
die Regierung die zur Verfügung stehenden Mit-
tel lediglich neu verteilt. Nun werden – anders als 
im März verkündet – alle Lehrerinnen und Lehrer, 
die derzeit in der E13 eingruppiert sind bzw. dem-
nächst werden, mehr Geld bekommen. Der in Aus-
sicht gestellte Betrag von 170 € Brutto entspricht 
jedoch in keiner Weise dem von uns geforderten 
äquivalenten Ausgleich. 

Zudem kommt es zu einer massiven Vernachläs-
sigung von angestellten Lehrkräften ab EG14 
aufwärts. Sie wurden im Handlungsprogramm 
schlichtweg vergessen – für uns eine nicht hin-
nehmbare Missachtung der Leistungsträger an 
unseren Gymnasien!

Darüber hinaus erfolgt eine Beschränkung der zu-
vor geplanten Beförderungsstellen nach E14. Diese 
sollen zwar weiterhin unabhängig von Funktions-
stellen und nunmehr ohne Beurteilungsverfahren 
ausgereicht werden, ihre Anzahl muss aber drin-
gend hinterfragt werden: Von den ursprünglich 
genannten 20 % E14-Stellen – der PVS hatte eine 
Erhöhung auf 40 % gefordert! – ist nicht mehr die 
Rede. Vielmehr sollen „Lehrerinnen und Lehrer, 
die besondere Aufgaben an Schulen ausüben“ 
(SMK Blog), nach einjähriger Wartefrist befördert 
werden.

Diese Änderung der ursprünglichen Intention 
des Handlungsprogramms können wir nicht gut-
heißen. Wir kämpfen deshalb auch weiterhin für 
eine deutliche Erhöhung der E14-Stellen an un-
seren Gymnasien und einen besseren finanziellen 
Ausgleich für alle angestellten Kolleginnen und 
Kollegen. 

Thomas Langer
(Vorsitzender des Philologenverbandes Sachsen)
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Branchentag in Leipzig
Philologen diskutierten beim mitteldeutschen Branchentag des DPhV ihre Erwartungen an 
die Einkommensrunde 2019 für die Beschäftigten der Länder 

Es ist im Vorfeld anstehender Einkommensrunden 
zu einer guten Tradition des dbb beamtenbund 
und tarifunion geworden, in den Ländern Bran-
chentage durchzuführen. Im dbb sind unterschied-
liche Berufsgruppen des öffentlichen Dienstes in 
über 40 Gewerkschaften organisiert. Diese Vielfalt 
spiegelt sich auch in unterschiedlichen Schwer-
punktsetzungen im Hinblick auf zu stellende 
Forderungen für die jeweilige Einkommensrunde 
wider. Die Branchentage dienen dazu, die Wün-
sche der einzelnen Berufsgruppen zu erfassen und 
anschließend Forderungen aufzustellen, die von 
einer breiten Basis mitgetragen werden können. 
Gleichzeitig bieten sie der Gewerkschaftsbasis die 
Möglichkeit, mit ihren gewählten Vertretern in 
Kontakt zu kommen und weitere wichtige Themen 
zu diskutieren. 

Der Deutsche Philologenverband hatte sich ent-
schlossen, in Vorbereitung der Tarifrunde 2019 
erstmals einen eigenen Branchentag in Leipzig 
durchzuführen. Zwei Stunden lang diskutierten 
Mitglieder der drei mitteldeutschen Landesverbän-
de Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen mit 
dem stellvertretenden dbb-Vorsitzenden und Fach-
vorstand Tarif Volker Geyer kritisch und kenntnis-
reich über ihre Erwartungen.

Für die anwesenden Philologen stand dabei die 
Forderung im Mittelpunkt, dass Anschluss an 
das Gehaltsniveau der Beschäftigten beim Bund 
und bei den Kommunen gehalten wird. Mit de-
ren Abschluss in der Tarifrunde 2018 hat sich der 
Abstand zu den Beschäftigten der Länder weiter 
dramatisch vergrößert und beträgt – je nach Er-
fahrungsstufe – in der Entgeltgruppe 13 zwischen 

5,4 und 9 Prozent. Damit verschlechtert sich die 
Konkurrenzfähigkeit der Länder im Kampf um qua-
lifiziertes Fachpersonal gegenüber dem Bund und 
den Kommunen. Bereits heute gibt es in mehreren 
Bereichen des öffentlichen Dienstes der Länder 
einen deutlichen Fachkräftemangel. Insbesondere 
vor dem Hintergrund des beginnenden Generati-
onswechsels in den östlichen Bundesländern müs-
sen die Arbeitgeber jetzt handeln. Auch zukünftig 
muss die hohe Qualität der öffentlichen Daseins-
vorsorge gesichert sein. Zudem ist es auch eine 
Frage der Gerechtigkeit: Es darf nicht sein, dass 
den Tarifbeschäftigten beim Bund, in den Kommu-
nen und in den Ländern für gleiche Arbeit unter-
schiedliche Gehälter gezahlt werden.  

Ein weiteres wichtiges Anliegen war den Teil-
nehmern des Branchentages die Forderung nach 
stufengleicher Höhergruppierung, wie sie bereits 
bei den Beschäftigten, die unter den TVöD fallen, 
angewandt wird. Eine Höhergruppierung, die mit 
mehr Leistung und Verantwortung verbunden ist, 
muss eine solche Wertschätzung erfahren, dass sie 
sich auch finanziell deutlich auswirkt. Das bisher 
praktizierte Verfahren ist für Gymnasiallehrkräfte 
kein wirksamer Anreiz zur Übernahme höher be-
werteter Tätigkeiten. 

Neben diesen beiden zentralen Forderungen der 
Philologen wurden auch andere Themen, die nicht 
Bestandteil der Tarifrunde 2019 sind, angespro-
chen: eine Verbesserung der Altersversorgung und 
eine stärkere Beteilung des Arbeitgebers, Möglich-
keiten einer altersgerechten Gestaltung der Ar-
beitsplätze und -bedingungen sowie der Wunsch 
nach einem Gesundheitstarifvertrag.

Den Teilnehmer der Diskussion war dabei durch-
aus bewusst, dass nicht alle ihrer Forderungen 
in der Einkommensrunde 2019 berücksichtigt 
werden können, gilt es doch, für den dbb solche 
Forderungen aufzustellen, die von allen Mitglieds-
gewerkschaften getragen werden.

Steffen Pabst / Thomas Langer
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Niels Döring in den Landesvorstand kooptiert
Auf der Landesvorstandssitzung am 26.10.2018 in Frankenberg wurde Niels Döring einstimmig für das neu geschaffene Referat „Beamtenrecht“ in den Landesvor-
stand des Philologenverbandes Sachsen kooptiert. Im Rahmen dieser Funktion vertritt er den PVS im berufspolitischen Ausschuss des Deutschen Philologenverbandes.

Für das Vertrauen des Landesvorstandes bedanke 
ich mich.
Mein Name ist Niels Döring, ich bin seit 7 Jahren 
Lehrer am Julius-Ambrosius-Hülße-Gymnasium in 
Dresden. Ich unterrichte oft Mathematik, seltener 
Geografie, mag aber beide Fächer sehr! Privat bin 
ich verheiratet und habe drei Kinder.

Seit einigen Jahren bin ich nun schon bei Veran-
staltungen des PVS dabei und habe Freude daran, 
mitzudenken. Beim PVS verbindet sich für mich 
das Interesse für Politik und meine Profession. Vor 
einigen Jahren, zu einem ersten Juphi-Treffen in 
Leipzig wurde mir klar, warum ich Zeit und Kraft 
für Gewerkschaftsarbeit haben möchte: Der PVS ist 

eine gute Möglichkeit für bessere Bildung ein-
zustehen. Das deckt sich nicht immer einhundert-
prozentig mit den Interessen von uns Lehrern, aber 
oft, da zufriedene, wertgeschätzte und motivierte 
Lehrer besseren Unterricht machen.
Weiterhin ist das SMK meiner Ansicht nach, nicht 
als Gegner zu begreifen. Sondern wir als Lobby- 

Aus dem Landesvorstand
Positionierung zur Ausrichtung des Mathematikunterrichts am Gymnasium
1.	Kürzung der Stundentafel
Der PVS lehnt die vorgesehene Kürzung in den 
Stundentafeln im Schuljahr 2019/2020 in der vor-
gestellten Form ab. Besonders im Fach Mathema-
tik sieht der PVS die angekündigten Kürzungen um 
20 % in Klasse 5 kritisch. Eine Verschlechterung 
mathematischer Bildung an sächsischen Gymnasi-
en muss befürchtet werden.
Die Klassenstufe 5 dient an den weiterführenden 
Schulen der Orientierung, am Gymnasium aber 
insbesondere der Sicherung des Ausgangsniveaus 
der Schülerinnen und Schüler, die von unterschied-
lichen Grundschulen kommend eine gymnasiale 
Ausbildung anstreben. Aufgrund der zunehmen-
den Heterogenität der Lerngruppen beeinträchtigt 
die Einschränkung des Zeitumfanges gerade in 
Klassenstufe 5 den Übergang in die gymnasiale 
mathematische Ausbildung, denn die „Ausgestal-
tung des Unterrichts […] orientiert sich an den 
individuellen Lern- und Entwicklungsvoraussetzun-
gen der Schüler“ (SächsSchulG § 35a).
Sollte dennoch eine Umsetzung der Stundentafel 
erfolgen, ist eine Überarbeitung des Lehrplanes 
dringend notwendig. 

In diesem Zusammenhang fordert der PVS:
•	� ab dem Schuljahr 2019/2020 eine Reduzierung 

des Stoffumfanges in Mathematik Klassenstufe 5 
um 1/5, damit die geplante Stundenreduzierung 
in dieser Klassenstufe ausgeglichen wird. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass keine Verlagerung 
von Inhalten in andere Klassenstufen erfolgt und 
die Längs- und Querverzahnung (d. h. der sach-
logische Aufbau des Stoffes sowohl innerhalb 
der Mathematik nachfolgender Schuljahre als 
auch die Verbindung der Mathematik zu ande-
ren Unterrichtsfächern) nicht gestört wird.

•	� eine generelle Reduzierung des Stoffumfanges 
in den Klassenstufen 5 bis 12. Dadurch wird 
dem Umstand Rechnung getragen, dass sich 
am Gymnasium eine Veränderung in der Zu-
sammensetzung der Schülerschaft vollzogen 
hat und somit ein höherer Zeitanteil für ausrei-
chend lange Übungs- und Erarbeitungsphasen 
zur Verfügung gestellt werden muss. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass keine Verlagerung von 
Inhalten in andere Klassenstufen erfolgt und die 
Längs- und Querverzahnung nicht gestört wird.

•	� zu beachten, dass keine weitere Verstärkung der 
Kompetenz bei der  Modellbildung zu Unguns-

ten der mathematischen Grundkompetenzen 
erfolgt. (Unter Modellbildungskompetenz ver-
stehen wir hier die Fähigkeit, umgangssprach-
lich formulierte Probleme in die mathematische 
Ebene zu übertragen.)

•	� eine Umgestaltung hin zu mehr Übungsphasen 
zu Gunsten des vertieften Verständnisses der 
behandelten Inhalte und einer Festigung der 
Fachsprache.

•	� wesentliche Inhalte des Mathematikunterrichts, 
z.  B. die Vermittlung von Basiswissen, die lo-
gische Argumentation und das mathematische 
Problemverständnis unter Berücksichtigung 
sinnvoller Anwendungsbezüge, zu stärken.

2.	Gewährleistung der Studierfähigkeit
Obwohl die durchschnittliche Prüfungsnote im Abi
turprüfungsfach Mathematik sowohl im Grund- 
als auch im Leistungskurs seit Jahren annähernd 
konstant ist, beobachten Lehrende an sächsischen 
Hochschulen seit einigen Jahren ein besorgniserre-
gendes Absinken mathematischer Kenntnisse auch 
sächsischer Studienanfängerinnen und -anfänger in 
den WiMINT-Fächern (Wirtschaftswissenschaften, 
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Tech-
nik). Durch zentrale Lernstandserhebungen zu Stu-
dienbeginn konnte dieser Eindruck – auch nach der 
Ausrichtung der Studieneingangstests auf die aktuel-
len Lehrplaninhalte – objektiviert werden. Die Hoch-
schulen haben mit einer Ausweitung ihres Angebots 
an mathematischen Vorkursen für natur-, ingeni-
eur- und wirtschaftswissenschaftliche Studiengänge 
reagiert. Damit stoßen sie nun aber an die Grenzen 
ihrer personellen und räumlichen Ressourcen.
Außerdem ist die Anzahl der Studienabbrecher 
in den Fächern Mathematik, Physik und Chemie, 
die laut einer Studie des Deutschen Zentrums für 
Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) 
deutschlandweit zum Teil 40 % der Studierenden 
eines Jahrganges übersteigt, alarmierend hoch. 
Ursachenforschung sollte daher im gegenseitigen 
Interesse liegen.
Die Arbeit mit GTR/CAS und digitaler Geometrie
software hat nicht zu einem an den Hochschulen 
mess- und nutzbaren Kompetenzgewinn geführt, 
während Defizite in früher vertieft behandelten 
Bereichen des mathematischen Basiswissens, 
wie z.  B. Rechenfertigkeiten, Termumformungen, 
Gleichungslösen und Grundkonstruktionen, zu ver-
zeichnen sind. 

Der PVS sieht in der inhaltlichen Gestaltung der 
Abituraufgaben ein wesentliches Steuerungsins-
trument, welches im Sinne eines an Basiswis-
sen und Verständnis orientierten Mathema-
tikunterrichts genutzt werden sollte.

Deshalb fordern wir als PVS…
•	� eine Ausweitung des hilfsmittelfreien Teils im 

sächsischen Zentralabitur auf bis zu 40 % so-
wohl des zeitlichen Anteiles als auch des Antei-
les an den Bewertungseinheiten in der Gesamt-
klausur für den Grund- und den Leistungskurs 
Mathematik. Bei der inhaltlichen Ausgestaltung 
sollten die Grundkompetenzen stärker betont 
werden. 

•	� den Einsatz hilfsmittelabhängiger Aufgaben im 
Teil B der Abiturklausur, die dann bezogen auf 
die Nutzung des jeweiligen Hilfsmittels (GTR mit 
oder ohne CAS) den gleichen relativen Schwie-
rigkeitsgrad besitzen. Zur Absicherung des glei-
chen Schwierigkeitsgrades ist von den mit der 
Aufgabenerstellung beauftragten Lehrkräften an 
den Schulen nur jeweils entweder eine CAS oder 
eine Nicht-CAS-Variante abzufordern. Mit der 
Erarbeitung der jeweiligen Ergänzungsvariante 
ist das LaSuB zu beauftragen. Dadurch wird die 
Gleichheit der Anforderungsniveaus gewährleis-
tet und eine zusätzliche Belastung der Kollegin-
nen und Kollegen an den Schulen vermieden.

•	� eine Rückbesinnung auf den ursprünglichen In-
halt des Operators „Zeigen Sie“ im Sinne eines 
hilfsmittelunabhängigen mathematischen Nach-
weises.

•	� neben Lehrkräften und Fachberatern auch Fach-
mathematiker und Mathematikdidaktiker in die 
Gestaltung des Lehrplans und der zentralen Prü-
fungsaufgaben  einzubeziehen.

Beschluss des Landesvorstandes; 
Frankenberg, 27.10.2018

Anmerkung: 

Die Positionierung erfolgte auf der Grundlage 
einer Befragung der Mathematiklehrer im PVS. 
Wir danken den Kolleginnen und Kollegen, die 
uns sowohl durch ihre zahlreiche Teilnahme als 
auch ergänzende Hinweise unterstützt haben, 
ganz herzlich!
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Organisation für bes-
sere Bildung müssen 
der Gesellschaft (und 
dem Finanzminis-
terium) zusammen 
mit dem SMK ver-
deutlichen, dass die 
Zukunft über gut 
funktionierende und 
engagierte Schulen 

für alle ein Gewinn bedeutet. 
Ein weiteres Spannungsfeld beobachte ich in den 
Lehrerkollegien. Der Generationenwechsel im 
Lehrerzimmer ist im vollen Gange. Bei allen Span-
nungen im letzten Jahr 2018 appelliere ich an den 

Zusammenhalt! Wir schauen auf ein Bildungssys-
tem, das in den nächsten zehn Jahren pro Jahr 
über 1500 Lehrkräfte in den wohlverdienten 
Ruhestand verabschieden wird. Dies beunruhigt 
mich, da ich auch aus meiner Arbeit beim PVS 
weiß, dass der deutschlandweite Mark wie leer-
gefegt von Lehrern ist. Diesen Einblick bekomme 
ich gerade mehr und mehr, da ich seit Herbst 
2017 den PVS beim berufspolitischen Ausschuss 
des DPHV vertrete. Und die junge Lehrergenera-
tion muss noch weitere 30 Jahre in solch zu er-
wartenden stürmischen Zeiten erfolgreich lehren. 
Um dies mit Zuversicht zu können, brauchen wir 
die Expertise und den Rückhalt des erfahrenen 
Kollegiums, damit deren Generationenwerk nicht 

in 15 Jahren in Scherben liegt. Lasst uns also ge-
meinsam denken, wie Bildung in den nächsten 
Jahrzehnten gelingen kann: Visionen entwickeln 
und diese abgleichen mit dem, was möglich ist, 
und neben dem notwendigen taktischen Klein 
Klein der jetzigen Umbruchphase auch strategi-
sche Möglichkeiten und Ziele ins Auge fassen. 
Das ist leicht dahin geschrieben, wird im Detail 
aber schwer, denn am Ende geht es auch darum, 
wofür jetzt und bald Geld ausgegeben wird. Und 
ohne Zusammenhalt unter uns Kolleginnen und 
Kollegen wird diese Aufgabe unmöglich. Zusam-
men für bessere Bildung! 

� Niels Döring

Philologenverband Sachsen e.V. – Beitragsordnung –
Liebe Mitglieder,

der Landesvorstand des PVS hat auf seiner Herbst-
tagung eine neue Beitragsordnung beschlossen. 
Ausschlaggebend dafür waren folgende Gründe:
Die letzte Beitragserhöhung liegt mittlerweile 
acht Jahre zurück. Seitdem hat sich viel im Ver-
band getan. Wir haben unsere Aktivitäten vor Ort 
in den Regionen verstärkt, den Internetauftritt des 
Verbandes neu gestaltet, planen eine Erweiterung 
unserer Geschäftsstelle, um den Service für unse-
re Mitglieder zu erhöhen und die Verbandsarbeit 
weiter zu professionalisieren. 
Das bedeutet nicht, dass wir uns vom Prinzip der 
Ehrenamtlichkeit verabschieden werden, sondern 

dass wir unsere Geschäftsstelle personell noch 
besser besetzen möchten.
Wir haben in den letzten Jahren die Zusammenar-
beit mit den anderen Gewerkschaften intensiviert 
und wollen dies auch für die Zukunft beibehalten, 
auch wenn dies stets mit Kosten verbunden ist. 
Die Steigerung der allgemeinen (Lebenshaltungs-)
Kosten macht auch vor uns nicht halt. So haben 
sich die Aufwendungen bei Veranstaltungen bei-
spielsweise für Raummiete und Catering, allge-
meine Verwaltungskosten, zu denen Porto und 
Kontoführungsgebühren gehören, sowie die Höhe 
der Beiträge an unsere Dachverbände in den 
letzten Jahren stetig erhöht. Ab Januar werden 
viele unserer jungen Mitglieder die Möglichkeit 

der Verbeamtung wahrnehmen. Dies wird in der 
neuen Beitragsordnung nun auch berücksichtigt. 
Allerdings wissen wir nicht, wer von ihnen sich 
tatsächlich verbeamten lässt. Um eine persönli-
che Abfrage aller Mitglieder unter 42 Jahren zu 
vermeiden, führen wir diejenigen Kolleginnen und 
Kollegen, die aufgrund ihres Alters für eine Verbe-
amtung infrage kommen, als Beamte. 
Falls Sie jedoch weiterhin als Angestellte 
arbeiten, teilen Sie uns dies bitte mit. 
Zudem bitten wir alle Mitglieder, ihre ge-
meldete Entgeltgruppe und den Umfang 
der Teilzeitbeschäftigung zu kontrollieren 
und eventuelle Änderungen schnellstmög-
lich mitzuteilen.  

I. 	 Diese Ordnung wird am 01.01.2019 erstmals vollzogen.
II. 	 Die monatlichen Mitgliedsbeiträge betragen 

 bei Teilzeit mit weniger als 50 % bei Teilzeit mit 50 % – 75 % bei Teilzeit mit mehr als 75 %  
und Vollzeit

E11 4,50 €   6,00 €   7,50 €
E12 5,50 €   7,00 €   8,50 €
E13 6,00 €   7,50 € 10,00 €
A13 6,50 €   8,50 € 11,00 €
E14 7,00 €   9,00 € 11,50 €
A14 7,50 € 10,00 € 12,50 €
E15 8,00 € 10,50 € 13,00 €
A15 9,00 € 11,50 € 14,00 €
A16 9,50 € 12,00 € 15,00 €

Beschäftigte Lehrer freier Schulen, die nicht nach Tarif bezahlt werden  auf Anfrage  

ruhende Mitgliedschaft 0,00 €
Student 0,50 €
Referendar 2,00 €
Lehrer im Erziehungsurlaub 2,00 €
Lehrer im Ruhestand 3,00 €
arbeitslose Mitglieder 2,00 €

III.	 Beiträge werden generell vierteljährlich am Ende eines Quartals im Lastschriftverfahren eingezogen.
IV.	� Jedes Mitglied ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu zahlen. Änderungen im Beschäftigungsverhältnis sind innerhalb von 14 Tagen der Geschäfts-

stelle schriftlich mitzuteilen. Überzahlte Beiträge werden nur für das laufende und das diesem vorausgehende Quartal auf schriftlichen Antrag des Mitgliedes 
zurückgezahlt.

V.	� Mitglieder des PVS, die als Mandatsträger tätig sind, entrichten einen Sonderbeitrag in Höhe von 10 % ihrer Grundaufwandsentschädigung pro Monat.

Diese Beitragsordnung tritt durch den Beschluss des Landesvorstandes am 26.10.2018 in Kraft. Die Beitragsordnung vom 08.05.2010 tritt damit außer Kraft.

Philologenverband Sachsen e.V., Geschäftsstelle: Königsbrücker Landstraße 79, 01109 Dresden, Tel. 0351 8025247, Fax 0351 8025241
Email: info@phv-sachsen.de, Internet: www.phv-sachsen.de
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Bundesverfassungsgericht bestätigt beamtenrechtliches 
Streikverbot
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 
12. Juni 2018 (Az. 2 BvR 1738/12 u.a.) entschie-
den, dass das Streikverbot für Beamtinnen und Be-
amte verfassungsgemäß ist und damit die Rechts-
auffassung des dbb bestätigt. Der dbb war bei der 
Urteilsverkündung durch den Bundesvorsitzenden, 
Ulrich Silberbach, und den Zweiten Vorsitzenden 
und Fachvorstand Beamtenpolitik, Friedhelm Schä-
fer, vertreten. 
Gegenstand des Verfahrens sind vier gegen das 
Streikverbot für Beamte gerichtete Verfassungsbe-
schwerden, die der Zweite Senat des Bundesver-
fassungsgerichts nunmehr zurückgewiesen hat. Die 
Beschwerdeführenden sind oder waren als beamte-
te Lehrkräfte an Schulen in drei verschiedenen Bun-
desländern tätig. Sie nahmen in der Vergangenheit 
während ihrer Dienstzeit an Streikmaßnahmen teil. 
Diese Teilnahme wurde durch die zuständigen Dis-
ziplinarbehörden geahndet. Zur Begründung wurde 
ausgeführt, die Streikteilnahme stelle einen Verstoß 
gegen grundlegende beamtenrechtliche Pflichten 
dar; insbesondere dürfe ein Beamter nicht ohne 
Genehmigung dem Dienst fernbleiben. In den fach-
gerichtlichen Ausgangsverfahren wandten sich die 
Beschwerdeführenden letztlich erfolglos gegen die 
jeweils ergangenen Disziplinarverfügungen. 
Mit dem vorliegenden Urteil hat das Bundesverfas-
sungsgericht die gegen das Streikverbot gerichteten 
Verfassungsbeschwerden zurückgewiesen, was der 
dbb beamtenbund und tarifunion ausdrücklich be-
grüßt hat. Der Zweite Senat bezeichnete das Streik-
verbot des Art. 33 Abs. 5 GG insoweit als eigen-
ständiges, systemnotwendiges und damit funda-
mentales Strukturprinzip des Berufsbeamtentums. 
Nach der Argumentation des Bundesverfassungs-
gerichts ist das beamtenrechtliche Streikverbot eng 
verknüpft mit den verfassungsrechtlichen Funda-
menten des Berufsbeamtentums in Deutschland, 
namentlich der beamtenrechtlichen Treuepflicht 
und dem Alimentationsprinzip. Bei diesem wechsel-
seitigen System lasse das Beamtenverhältnis ein – 
so wörtlich – „Rosinenpicken“ nicht zu. Ein Streik-
recht (für bestimmte Beamtengruppen) würde eine 
Kettenreaktion in Bezug auf die Ausgestaltung des 
Beamtenverhältnisses auslösen und wesentliche 
Grundsätze und damit zusammenhängende Institu-
te in Mitleidenschaft ziehen, so der Zweite Senat. 
Auch nach der Auffassung des dbb ist das Streik-
verbot als eines der Kernbestandteile der in Art. 33 
Abs. 5 GG verankerten hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums und damit als eine der tra-
genden Säulen für die Legitimation des besonderen 
Dienstverhältnisses anzusehen. Der dbb Bundesvor-
sitzende äußerte sich unmittelbar nach der Urteils-
verkündung dahingehend, dass die Verfassung mit 
dem Berufsbeamtentum und seinen Grundsätzen 
in einem ausbalancierten Verhältnis von Rechten 
und Pflichten ganz bewusst einen streikfreien Raum 
garantiere, in dem eine ständige staatlichen Aufga-
benstellung und damit die Funktionsfähigkeit des 
Staates sichergestellt werde. Insoweit seien Verläss-
lichkeit und Neutralität der Leistungen des Staates 
in Deutschland über den Beamtenstatus abgesi-
chert. Nur dieser Status garantiert einen in wesentli-

chen Aufgabenfeldern streikfreien und verlässlichen 
öffentlichen Dienst, so der dbb Bundesvorsitzende. 
Zu der von den Beschwerdeführenden aufgeworfe-
nen Frage, inwieweit das hiesige Streikverbot mit 
den Gewährleistungen der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (Art. 11 EMRK) auch mit Blick auf 
die dazu ergangenen Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofes für Menschrechte vereinbar sei, 
stellte der Zweite Senat fest, dass das Streikverbot 
für Beamtinnen und Beamte in Deutschland mit 
dem Grundsatz der Völkerrechtsfreundlichkeit des 
Grundgesetzes im Einklang stehe und insbesondere 
auch mit der Europäischen Menschenrechtskon-
vention vereinbar sei. Ein Streikverbot für deutsche 
Beamtinnen und Beamte und konkret für beamte-
te Lehrkräfte sei nach Art. 11 Abs. 2 S. 1 EMRK 
gerechtfertigt. Die Zuerkennung eines Streikrechts 
für Beamte wäre unvereinbar mit der Beibehaltung 
grundlegender beamtenrechtlicher Prinzipien und 
würde das System des deutschen Beamtenrechts, 
eine nationale Besonderheit der Bundesrepublik 
Deutschland, im Grundsatz verändern und in Frage 
stellen, so der Zweite Senat. 
Auch hat das Bundesverfassungsgerichts festge-
stellt, dass beamtete Lehrkräfte zu dem Bereich der 
Staatsverwaltung im Sinne von Art. 11 Abs. 2 Satz 2 
EMRK zählen; also wie Angehörige der Streitkräfte, 
der Polizei oder Staatsverwaltung anzusehen seien. 
Dies hat zur Folge, dass auch für beamtete Lehr-
kräfte die Ausübung der Rechte aus Art. 11 Abs. 
1 S. 1 EMRK, also z.B. das Streikrecht, beschränkt 
werden könne. Für den Bereich der Lehrkräfte an 
öffentlichen Schulen ergebe sich ein besonderes In-
teresse des Staates an der Aufgabenerfüllung durch 
Beamtinnen und Beamte; deshalb seien solche Ein-
schränkungen gerechtfertigt. Denn das Schulwesen 
und der staatliche Erziehungs- und Bildungsauftrag 
nehme im Grundgesetz (Art. 7 GG) und den Verfas-
sungen der Länder einen hohen Stellenwert ein, so 
das Bundesverfassungsgericht. 

Das Bundesverfassungsgericht hat seinem Urteil 
vom 12. Juni 2018 folgende Leitsätze vorangestellt:
1)	� Der persönliche Schutzbereich des Art. 9 Abs. 3 

GG umfasst auch Beamte (vgl. BVerfGE 19, 303 
<312, 322>). Das Grundrecht der Koalitionsfrei-
heit ist zwar vorbehaltlos gewährleistet. Es kann 
aber durch kollidierende Grundrechte Dritter und 
andere mit Verfassungsrang ausgestattete Rech-
te begrenzt werden.

2)	 a)	� Das Streikverbot für Beamte stellt einen ei-
genständigen hergebrachten Grundsatz des 
Berufsbeamtentums im Sinne des Art. 33 
Abs. 5 GG dar. Es erfüllt die für eine Qualifi-
kation als hergebrachter Grundsatz notwen-
digen Voraussetzungen der Traditionalität 
und Substanzialität.

	 b)	� Das Streikverbot für Beamte ist als herge-
brachter Grundsatz des Berufsbeamtentums 
vom Gesetzgeber zu beachten. Es weist eine 
enge Verbindung auf mit dem beamten-
rechtlichen Alimentationsprinzip, der Treue-
pflicht, dem Lebenszeitprinzip sowie dem 
Grundsatz der Regelung des beamtenrecht-

lichen Rechtsverhältnisses einschließlich der 
Besoldung durch den Gesetzgeber.

3)	 a)	� Die Bestimmungen des Grundgesetzes sind 
völkerrechtsfreundlich auszulegen. Der Text 
der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion und die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte die-
nen auf der Ebene des Verfassungsrechts als 
Auslegungshilfen für die Bestimmung von 
Inhalt und Reichweite von Grundrechten und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen des Grundge-
setzes (vgl. BVerfGE 74, 358 <370>; 111, 
307 <317>; 128, 326 <367 f.>; stRspr).

	 b)	� Während sich die Vertragsparteien durch 
Art. 46 EMRK verpflichtet haben, in allen 
Rechtssachen, in denen sie Partei sind, das 
endgültige Urteil des Gerichtshofs zu befol-
gen (vgl. auch BVerfGE 111, 307 <320>), 
sind bei der Orientierung an der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte jenseits des Anwen-
dungsbereiches des Art. 46 EMRK die kon-
kreten Umstände des Falles im Sinne einer 
Kontextualisierung in besonderem Maße in 
den Blick zu nehmen. Die Vertragsstaaten 
haben zudem Aussagen zu Grundwertungen 
der Konvention zu identifizieren und sich 
hiermit auseinanderzusetzen. Die Leit- und 
Orientierungswirkung ist dann besonders 
intensiv, wenn Parallelfälle im Geltungsbe-
reich derselben Rechtsordnung in Rede ste-
hen, mithin (andere) Verfahren in dem von 
der Ausgangsentscheidung des Gerichtshofs 
betroffenen Vertragsstaat betroffen sind.

	� c)	� Die Grenzen einer völkerrechtsfreundlichen 
Auslegung ergeben sich aus dem Grund-
gesetz. Die Möglichkeiten einer konventi-
onsfreundlichen Auslegung enden dort, wo 
diese nach den anerkannten Methoden der 
Gesetzesauslegung und Verfassungsinter-
pretation nicht mehr vertretbar erscheint 
(vgl. BVerfGE 111, 307 <329>; 128, 326 
<371>). Im Übrigen ist auch im Rahmen 
der konventionsfreundlichen Auslegung des 
Grundgesetzes die Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
möglichst schonend in das vorhandene, dog-
matisch ausdifferenzierte nationale Rechts-
system einzupassen.

4)	� Das Streikverbot für Beamtinnen und Beamte 
in Deutschland steht mit dem Grundsatz der 
Völkerrechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes 
im Einklang und ist insbesondere mit den Ge-
währleistungen der Europäischen Menschen-
rechtskonvention vereinbar. Auch unter Berück-
sichtigung der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte lässt sich eine 
Kollisionslage zwischen dem deutschen Recht 
und Art. 11 EMRK nicht feststellen.

Weitere aktuelle Informationen und Hintergründe 
finden Sie auf der Internetseite des dbb, 
www.dbb.de.

(dbb)
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Fachtagung zur digitalen Bildung am Lessing-Gymnasium Döbeln
„Bildung im digitalen Zeitalter – Perspektiven für Schulen in Sachsen“
Unter diesem Titel lud der Bundesverband Infor-
mationswirtschaft, Telekommunikation und neue 
Medien (Bitkom) in Zusammenarbeit mit dem Kul-
tusministerium Ende August 2018 zu einer Tagung 
nach Döbeln ein. Als Veranstaltungsort wurde 
mit dem G.-E.-Lessing-Gymnasium die erste und 
bisher einzige als „Smart School“ ausgezeichne-
te Bildungseinrichtung Sachsens gewählt. Mehr 
als 200 Gäste aus Politik, Schule, Wirtschaft und 
Verwaltung folgten der Einladung, um gemeinsam 
mit Fachexperten über die Zukunft der Schule im 
digitalen Zeitalter zu diskutieren.

In seiner Begrüßung betonte der Bitkom-Landes-
sprecher Dirk Röhrborn: „Als Verband der Digital-
wirtschaft wollen wir zeigen, was bei der digitalen 
Bildung schon möglich ist. Im Freistaat liegen wir 
bei dem Thema im Bundesvergleich im unteren Drit-
tel. Wir können jetzt mit dem Aufholen beginnen.“
Kultusminister Christian Piwarz würdigte in seinem 
Grußwort die herausragenden Leistungen der Kol-
leginnen und Kollegen des Lessing-Gymnasiums in 
der Auseinandersetzung mit dem digitalen Wan-
del: „Es ist beeindruckend, mit welchem Engage-
ment die Schulleitung sowie die Lehrerinnen und 
Lehrer bereits umfassende Konzepte umsetzen, 
die sich innovativ und nachhaltig mit den Themen 
Digitalisierung und dem Einsatz digitaler Medien 
beschäftigen. Sie leisten damit einen großartigen 
Beitrag für die Weiterentwicklung anderer Schulen 
in Sachsen und zeigen konkrete Möglichkeiten auf, 
wie in Zukunft der Transformationsprozess zur di-
gitalen Schule gelingen kann.“ 

Aufholjagd – „…viel heiße Luft“?

Dass es nicht nur engagierter Lehrkräfte, sondern 
auch einer geeigneten Infrastruktur bedarf, um 
derartige Erfolge erzielen zu können, räumte der 

Minister ein. Derzeit verfügten nur 46 Prozent der 
sächsischen Schulen über ein Breitbandnetz, wes-
halb ein neues Förderprogramm aufgelegt werden 
sollte. Weiter führte Piwarz aus: „Heute ist die Di-
gitalisierung aus dem Alltag der Menschen nicht 
mehr wegzudenken. Unsere Lehrpläne dagegen 
stammen mit einigen Fortschreibungen im Kern aus 
dem Jahr 2004. Da gab es noch kein Smartphone.“ 
Eine in seinem Ministerium neu verankerte Abtei-
lung befasse sich explizit mit der Problematik der 
digitalen Bildung, die sich nicht nur an technischem 
Wissen und der notwendigen Ausstattung der 
Schulen festmache, sondern auch an zu wählenden 
Inhalten. Medienkompetenz sei zu einer grundle-
genden Kulturtechnik geworden, um aus der Flut 
von Informationen im digitalen Zeitalter Wichtiges 
und Unwichtiges sowie Wahrheit oder Lüge her-
auszufiltern, verdeutlichte der Kultusminister.

Bildung neu denken

Der Schweizer Pädagogik-Professor Werner Hart-
mann, der das Hauptreferat der Tagung hielt, 
bestätigte diese Einschätzung: „Wir haben heute 
zu viele Informationen aus unterschiedlichsten 
Quellen. Nicht nur jungen Menschen müssen wir 
zeigen, diese Flut zu filtern und einzuordnen. 
Viele Jugendliche können nicht mal richtig goo-
geln.“ In seinen Ausführungen zeigte er auf, dass 
man sich nicht mit „digitaler Bildung“, sondern 
mit „Bildung im digitalen Zeitalter“ beschäftigen 
müsse. Dazu gehöre neben dem Hinterfragen von 
Inhalten und Lehrmitteln auch die Auseinanderset-
zung mit dem Leistungsbegriff und der Gestaltung 
von Prüfungen. Bildung sollte in einer zunehmend 

digital geprägten Welt auf die gleichwertig zu be-
trachtenden Kompetenzen „Benutzen, Beurteilen 
und Verstehen“ ausgerichtet sein.
Unterhaltsam, aber gleichsam auch provokativ 
zeigte Hartmann Möglichkeiten zur Nutzung digita-
ler Medien auf. So untersuchte er per App die Bro-
schüren zur digitalen Bildung des Schweizer und 
des Sächsischen Kultusministeriums in Bezug auf 
Worthülsen und errechnete einen „Bullshit-Index“. 
Schmunzelnd verkündete er das Ergebnis: „In bei-
den Broschüren steht etwa gleich viel heiße Luft.“

Kolleginnen und Kollegen des Lessing-Gymnasi-
ums ermöglichten im Anschluss Einblicke sowohl 
in die Ausstattung der Schule mit 150 Computern, 
zwei Klassensätzen Tablets und 28 interaktiven 
Tafeln als auch in ihre Lehrtätigkeit. So konnten 
Interessierte erfahren, wie Tablet-Unterricht zum 
Beispiel im Rahmen eines GPS-Projektes, innerhalb 
der Fremdsprachen und in anderen Fächern an der 
Schule gestaltet wird. Darüber hinaus präsentier-
ten zahlreiche Startup-Unternehmen aus dem Be-
reich der digitalen Bildung, Lehrerinnen und Lehrer 
anderer Bildungseinrichtungen, aber auch das 
SMK, LaSuB und Verlage ihre Ideen und Angebote. 

Cornelia Krauße; Fotos: V. Ort / E. Lemke (LGD)

Professor Hartmann (Schweiz) während seiner 
Ausführungen

Was ist eine Smart School?
Mit der Auszeichnung als Smart School sollen Schulen gewürdigt werden, die digitale Bildung entweder 
bereits praktisch realisieren oder überzeugende Konzepte zur Digitalisierung von Schule und Unterricht 
vorlegen. Demnach definiert Bitkom „Smart Schools“ als Ökosysteme des digitalen Lernens, die digitale 
Bildungsangebote modellhaft im Praxisbetrieb zeigen. Eine Smart School besteht aus drei Säulen:
•	� Infrastruktur (Breitband, WLAN im gesamten Schulgebäude, Cloud-Services, interaktive Whiteboards, 

mobile Endgeräte, Intelligente Schulverwaltung, Makerspace),
•	� Pädagogisches Konzept/Inhalte (Schulindividuelles Medienkonzept, innovative Lernmethoden, Indivi-

duelles Lernen, kollaborative Lernformen, interaktive Lernumgebungen, digitale Lerninhalte) und
•	� Lehrerfortbildung (Gremium „Smart School“, Teilnahme an Workshops mit Schwerpunkt Digitalisie-

rung, Multiplikation von Wissen im innerschulischen Rahmen).

Dem deutschlandweiten Netzwerk Smart School gehören aktuell 21 Schulen an. 
Quelle: https://www.bitkom.org/-Smart-School/Smart-School/

Erfahrungsaustausch am praktischen Beispiel

Schulleiter Höhme (l.) lobt das Engagement der 
Lehrkräfte seiner Schule und die Investitionsbereit-
schaft des Schulträgers
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Aus den Dachverbänden
Quer- bzw. Seiteneinsteiger als Gymnasiallehrerinnen und Gymnasiallehrer

Vorwort
Der Beruf der Gymnasiallehrerin bzw. des Gymna-
siallehrers ist durch eine fundierte fachliche und 
pädagogische Ausbildung mit einem 1. Staatsexa-
men bzw. einem Masterabschluss und anschlie-
ßendem 2. Staatsexamen gekennzeichnet.

Zunehmend werden in einzelnen Ländern massiv 
Quer- bzw. Seiteneinsteiger, das sind Personen, 
die über keinen pädagogischen Abschluss verfü-
gen, unbefristet eingestellt. Viele von ihnen haben 
im Laufe ihres Berufslebens ihr Interesse für den 
Lehrerberuf entdeckt und nutzen jetzt diese ihnen 
von verschiedenen Kultusministerien gebotene 
Chance, in den Schuldienst zu gelangen. Es ist eine 
Herausforderung, der sich dieser Personenkreis 
stellt. Wir zollen ihnen dafür großen Respekt. Mit 
unseren Forderungen wollen wir erreichen, dass 
Quer- bzw. Seiteneinsteiger so qualifiziert werden, 
dass sie sich erfolgreich dieser neuen Profession 
stellen können.

Im Gymnasialbereich ist deshalb eine unbefristete 
Einstellung aufgrund des wissenschaftspropädeu-
tisch-pädagogischen Anspruchs ohne eine zweite 
Phase der Ausbildung mit dem 2. Staatsexamen 
als Abschluss nicht zu akzeptieren. Der Beruf der 
Gymnasiallehrerinnen und Gymnasiallehrer darf 
nicht durch unzureichende Quer- bzw. Seitenein-
steigerprogramme entqualifiziert werden. 

Mit Recht würden sich Lehrkräfte im Vorberei-
tungsdienst fragen, warum sie eine quantitativ und 
qualitativ sehr anspruchsvolle zweite Ausbildungs-
phase auf sich nehmen, wenn dies von Quer- bzw. 
Seiteneinsteigern nicht verlangt wird. 

Um zukünftig Fehlanreize zu vermeiden, dürfen die 
Quer- bzw. Seiteneinsteigerprogramme nicht aus-
geweitet werden. Außerdem müssen Maßnahmen 
ergriffen werden, um den Einsatz von nicht grund-
ständig ausgebildeten Lehrkräften zu verringern 
oder zu vermeiden.

Forderungen des Deutschen Philologenverbandes
Der Deutsche Philologenverband (DPhV) fordert 
die Kultusministerkonferenz auf, zur Praxis zu-

rückzukehren, dass sogenannte Quer- oder Sei-
teneinsteigerprogramme bei der Gewinnung von 
Lehrerinnen und Lehrern in den Bundesländern die 
Ausnahme bleiben, zeitlich begrenzt werden und 
nur unter hohen Qualifizierungsauflagen für die 
Bewerberinnen und Bewerber eingerichtet werden 
dürfen. Die derzeitige Situation in einigen Bundes-
ländern, in denen die unbefristete Einstellung von 
Quer- bzw. Seiteneinsteigern zur Normalität ge-
worden ist, ist durch die Erhöhung der Attraktivität 
des Lehrerberufes zu beenden. 

Es darf außer der bewährten Einstellung nach Ran-
gliste und/oder den schulscharfen Ausschreibungs-
verfahren keine weitere reguläre Einstellungsmög-
lichkeit geben. 

Vor der Einstellung ist vom Quer- bzw. Seitenein-
steiger eine mindestens dreimonatige Basisqualifi-
zierung in Form eines öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnisses zu absolvieren. 

Erst danach ist ein Arbeitsvertrag abzuschließen, 
der zwingend ein berufsbegleitendes Verfahren 
zum Erwerb einer einem Lehramt gleichgestellten 
Qualifikation beinhaltet.

Die Einstellung von Quer- bzw. Seiteneinsteigern 
sollte in den ersten 18 Monaten nur als befristetes 
Arbeitsverhältnis erfolgen, verbunden mit der Zu-
sage, dass bei einer bis zu diesem Zeitpunkt erfolg-
reichen Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen 
und mindestens zufriedenstellendem Unterricht 
dieses dann in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
umgewandelt wird. Die gesetzlichen Grundlagen 
sind dafür gegeben, da sachgrundlose Befristun-
gen aktuell bis zu 24 Monaten zulässig sind.

Im Einzelnen sollten für ein berufsbegleitendes 
Verfahren zum Erwerb einer einem Lehramt gleich-
gestellten Qualifikation folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein:

•	� Beschränkung auf Mangelfächer und Mangel-
bereiche,

•	� universitärer Abschluss (Staatsexamen, Master 
oder Diplom), aus dem sich mindestens ein Fach 
bzw. Fachrichtung ableiten lassen; ein Bachelor-
abschluss genügt nicht,

•	� Verpflichtung zu einem universitären berufs-
begleitenden Studium für ein zweites Fach bei 
Vorliegen der Ableitung nur eines Faches vor 
Abschluss des Arbeitsvertrages,

•	� verpflichtender, mindestens zweijähriger berufs-
begleitender Vorbereitungsdienst (Referendari-
at) mit abschließender Prüfung.

Quer- bzw. Seiteneinsteiger, die keine Erfahrung 
in Erziehen, Beraten, Betreuen, Diagnostizieren, 
Fördern, Beurteilen, im Unterrichten nach schul-
formbezogenen Prinzipien, in der professionellen 
Gestaltung von Lernprozessen, in der Didaktik und 
Methodik ihrer Unterrichtsfächer haben, können 
nicht von Anfang an vollverantwortlich im gym-
nasialen Bildungsgang unterrichten und Klassen-
arbeiten angemessen konzipieren, korrigieren und 
bewerten, mündliche Leistungen beurteilen und 
angemessene Noten erteilen. 

Sie können all diesen Aufgaben nur dann hinrei-
chend gerecht werden, wenn sie eine verpflicht-
ende berufsbegleitende Qualifizierung (zwei 
bis drei Jahre) mit individuell vorgeschriebenen 
Begleitmaßnahmen (Pflichtmodule der Studi-
enseminare, Führung eines Portfolios) und eine 
abschließende, dem zweiten Staatsexamen ver-
gleichbare Prüfung des Qualifizierungserfolgs 
absolvieren. 

Der DPhV fordert abschließend erneut, dass die 
Attraktivität des Lehrerberufs wiederhergestellt 
bzw. gesteigert werden muss, damit mehr junge 
Leute ein Lehramtsstudium, besonders in Mangel-
fächern, aufnehmen.

Quer- bzw. Seiteneinsteiger: 

Personen, die über keinen pädagogischen Ab-
schluss verfügen (Bezeichnung nach Bundesland 
unterschiedlich) 

Viel zu kurzfristig angelegte Lehrerbedarfspolitik vieler Bundesländer  
verstärkt „Schweinezyklen“ mit dem Wechsel zwischen Überangebot  
und Lehrermangel

Meidinger schlägt Lehrereinstellung „über 
Bedarf“ in Zeiten des Lehrerüberangebots 
vor

Eine ausgesprochen kurzsichtige, perspektivisch 
allenfalls bis zum Ende der jeweiligen Legisla-
turperiode reichende Personalpolitik bei der Leh-
rereinstellung hat der Präsident des deutschen 
Lehrerverbandes, Heinz-Peter Meidinger, der 
Mehrheit der Bundesländer vorgeworfen.

Er betonte: „Dadurch, dass viele Bundesländer zu 
spät und dann auch überhastet auf Verschiebun-
gen beim Lehrerarbeitsmarkt, beispielsweise den 
Geburtenanstieg, reagierten, verstärkten sie noch 
den „Schweinezyklus“ auf dem Lehrerarbeits-
markt. Der Wechsel zwischen Lehrerüberange-
bot und Lehrermangel fällt daher zukünftig noch 
dramatischer aus als bisher schon.“ Als Beispiel 
nannte er den Lehrermangel im Grundschulbe-
reich, wo man vor einigen Jahren in einer Reihe 

von Bundesländern noch ein Überangebot hatte 
und kurzsichtig Lehramtsstudienplätze abgebaut 
hat, die jetzt dringend fehlten. 
Andererseits komme jetzt der eigentlich bereits vor 
5 Jahren notwendige Ausbau von Lehramtsstudien-
plätzen zu spät und werde in weiteren 5 Jahren zu 
einem neuerlichen Überangebot von Grundschul-
lehrkräften zumindest in vielen alten Bundeslän-
dern führen, wie die Prognosen der KMK und der 
Bertelsmannstiftung bereits zeigten.� j
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Deutscher Philologenverband stellt von Mal zu Mal weniger PISA-Aufregung fest:

Neuauswertung der PISA-Daten belegt hohe Zufriedenheit 
der Schüler
„Was kann Deutschland besser machen?“, ist aus 
Sicht der Vorsitzenden des Deutschen Philologen-
verbandes Lin-Klitzing die relevante Frage zu der 
Neuauswertung der PISA-Studie 2015, die sich 
insbesondere mit den Leistungen sozial benach-
teiligter Schülerinnen und Schüler befasst und zu 
einem insgesamt recht guten, wenngleich noch 
nicht zufriedenstellenden Ergebnis kommt: Sozial 
benachteiligte Kinder holen auf, liegen aber nicht 
gleichauf mit Kindern aus Akademikerfamilien. 
Dies gelingt allerdings in keinem Land zufrieden-
stellend.
„Die gelingende Einbeziehung und Aktivierung 
von Eltern in die frühkindliche und schulische Bil-
dung ist der Schlüssel, denn in der Tat beginnt die 

Bildungsbiografie mit der Geburt des Kindes!“, 
sagt Lin-Klitzing. Eltern, Kinder und Lehrkräfte 
müssen kontinuierlich über die Bildung der Kinder 
im Gespräch sein. Dazu bedarf es der Bereitschaft 
aller drei Seiten, Raum und Zeit.  Letztere gibt es 
zu wenig: Jede Arbeitszeitstudie belegt, dass Lehr-
kräfte seit Jahren über das normale Stundenvolu-
men hinaus arbeiten. 
Für Deutschland kann das in Zeiten aktuellen 
Lehrkräftemangels nur heißen, mehr Geld in die 
Bildung zu investieren: Zum einen in moderne Ge-
bäude für Kindergärten und Schulen; zum anderen 
in die sehr gute Nachqualifizierung von Quer- und 
Seiteneinsteigern – aufgrund des eklatanten Ver-
sagens mancher Bundesländer bei der Planung des 

Lehrkräftebedarfs; und zum Dritten in zukünftig 
solide und jährlich aktualisierte Schülerzahl- und 
Lehrerbedarfsprognosen, denen notwendige Ein-
stellungen folgen müssen. Eine neue gesellschaft-
liche Wertschätzung der Erziehungs- und Bildungs-
arbeit der Lehrkräfte tut vor allem Not!
Erfreulich ist, dass insbesondere bei der Frage, wie 
integriert und wohl sich die befragten 
15-Jährigen in Deutschland in der Schule fühlen, 
die Antworten deutscher Schülerinnen und Schüler 
deutlich positiver ausfallen als im OECD-Durch-
schnitt: 36% der sozial benachteiligten Schüle-
rinnen und Schüler sind „sozial und emotional 
resilient“ im Unterschied zu 26% im OECD-Durch-
schnitt. 

Branchentage in Vorbereitung der Tarifrunde 2019
Bildungsbereich in Dresden am 12.November 2018

Bevor auf der Sitzung der Bundestarifkommission 
des Deutschen Beamtenbundes im Dezember die 
Forderungen für die Tarifrunde 2019 beschlossen 
werden, finden bundesweit dbb-Branchentage 
statt. Diese haben das Ziel die Stimmungen und 
Erwartungen der Beschäftigten der unterschied-
lichsten Bereiche des öffentlichen Dienstes aufzu-
nehmen, um daraus branchenübergreifende For-
derungen zu formulieren. Nach dem maßgeblich 
vom PVS organisierten Branchentag der gymnasi-
alen Lehrkräfte am 5.November 2018 in Leipzig, 
trafen sich Lehrkräfte aller Schularten eine Woche 
später in Dresden. Auch hier vertrat der PVS aktiv 
die Interessen seiner Mitglieder und nahm rege an 
der thematisch breit gefächerten Diskussion teil. 

Investieren statt Sparen
Im Zusammenhang mit der seit Jahren immer wie-
der hervorgebrachten Kritik an den übertriebenen 
Sparwünschen der Finanzminister der Länder, zu 

der der dbb Fachvorstand Tarifpolitik Volker Geyer 
feststellte: „Sparmodus war aber gestern, jetzt 
ist die Zeit des Investierens, um den öffentlichen 
Dienst leistungsfähig und gegenüber Arbeitgebern 
der Privatwirtschaft wettbewerbsfähig im Kampf 
um den Nachwuchs zu machen.“, standen zwei 
Forderungen im Mittelpunkt der Diskussion.

Dringend notwendig ist, endlich auch bei den 
Landesangestellten die stufengleiche Höher-
gruppierung einzuführen, denn nur so kann 
der öffentliche Dienst wieder für Leistungsträger 
attraktiv werden. Das zweite Kernthema ist eine 
einheitliche Bezahlung der verschiedenen Bereiche 
des öffentlichen Dienstes. 

Aktuell werden Landesangestellte schlechter be-
zahlt als ihre Kollegen in den Kommunen oder 
des Bundes. Diese Lücke ist zu schließen! In Zei-
chen des drohenden Fachkräftemangels müssen 

die Arbeitgeber durch attraktive Bedingun-
gen dafür sorgen, dass die Funktionsfähigkeit 
des öffentlichen Dienstes zu jedem Zeitpunkt 
vollständig gewährleistet ist. Der sächsische Fi-
nanzminister kann seinen Kollegen am Beispiel 
der Lehrerversorgung in Sachsen gut darlegen, 
welche Auswirkungen Versäumnisse haben. Hof-
fen wir, dass die TdL, die für die Arbeitgeberseite 
verhandelt, die Zeichen der Zeit erkannt hat und 
wir bis Ende Februar ein gutes Tarifergebnis er-
ringen können.

Gretzschel

Mit Blick auf den Lehrerbedarf an den Gymnasien 
erklärte der DL-Präsident: „Im Gymnasialbereich 
machen viele Bundesländer bei der Lehrerrekru-
tierung genau wieder denselben Fehler. Wegen 
des derzeitigen Überangebots gehen die Studi-
enanfängerzahlen massiv zurück und ab 2024 
werden die für die Rückkehr des neunjährigen 
Gymnasiums zusätzlich notwendigen Gymnasial-
lehrkräfte bitter fehlen!“
Als positive Ausnahme lobte der DL-Präsident das 
Bundesland Bayern, das zwar auch vom Lehrer-
mangel im Grundschulbereich betroffen sei, aber 
derzeit im Gegensatz zu den meisten anderen 
Bundesländern ohne die massenhafte Einstellung 
von pädagogisch in keiner Weise qualifizierten 
Seiten- und Quereinsteigern auskomme und 

schon jetzt Modelle für die Deckung des Lehrer-
mehrbedarfs in einigen Jahren wegen des G9 
entwickle.
Meidinger nannte es eine der „schmerzlichsten 
Erfahrungen“ seiner bisherigen Amtszeit, dass 
insbesondere in Berlin und den neuen Bundeslän-
dern, aber auch in NRW derzeit bei der Einstellung 
von Quereinsteigern fast alle bisher geltenden 
Qualitätsmaßstäbe über Bord geworfen werden 
und teilweise ein einwöchiger Crashkurs für eine 
dauerhafte Unterrichtstätigkeit genüge. „Damit 
wird nicht nur dem Anspruch an die Professiona-
lität des Lehrerberufs ein Bärendienst erwiesen, 
sondern auch einer ganzen Generation von Schü-
lern massiv geschadet, was ihren Kompetenzer-
werb und ihre Zukunftschancen anbetrifft.“

Für die Zukunft mahnte der Dachverbandsvor-
sitzende eine über größere Zeiträume reichende, 
vorausschauende Personalpolitik im Schulbe-
reich an, dazu gehörten schneller aktualisierte 
Lehrerbedarfsprognosen, aber auch eine Ein
stellung über Bedarf in Zeiten des Lehrerüber
angebots, um sich für die jeweils folgenden 
Phasen des Lehrermangels die gut qualifizierten 
Lehramtsabsolventen zu sichern und nicht wie-
der auf unzureichend qualifizierte Seiteneinstei-
ger angewiesen zu sein. Diesen rechnerischen 
Übergang könne man für Unterrichtsreserven, 
für Differenzierungsmaßnahmen und individuelle 
Förderung sowie die Verkleinerung von Klassen 
einsetzen.
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Junge Philologen diskutieren Digitalisierung
Bericht vom Jungphilologentag 2018 in Stollberg

Wenn es keine Autos und Straßen gäbe, würden 
Sie dann einen Führerschein machen? Würden Sie 
sich damit auseinandersetzen, wie es in einer Welt 
mit Straßen und Autos wäre?
Diese beiden Fragen stehen sinnbildlich für Pro-
bleme und Fragen in der sächsischen Bildungs-
landschaft, denen sich LehrerInnen an Gymnasien 
täglich stellen.
Daher haben sich am 15.09. die Jungen Philolo-
gen dieser Thematik in Stollberg gewidmet und 
versucht, Lösungsansätze zu finden. Hierbei fokus-
sierten sich die beiden Vorsitzenden Jessica Radloff 
und Maria Niemz auf die Fragen: Wie wird sich die 
Digitalisierung in Zukunft an sächsischen Gymna-
sien gestalten und wie stellen sich junge KollegIn-
nen das sächsische Gymnasium von morgen vor?

Hand in Hand von analogen und digitalen Medien
Im ersten Teil der Veranstaltung diskutierten Lars 
Fassmann, IT-Unternehmer und Mitglied im Bei-
rat „Digitale Wertschöpfung“ beim sächsischen 
Wirtschaftsministerium, und Dominik Lörzel vom 
Bundesvorstand der Jungen Philologen, inwieweit 
Digitalisierung in Sachsen fortgeschritten ist und 
welchen Stellenwert digitale Bildung in Zukunft ha-
ben wird. Ingo Klähnhämmer moderierte pointiert.
Dabei stellte sich klar heraus, dass Sachsen in die-
sen Bereichen noch in den Kinderschuhen steckt 
und die digitale Bildung nicht nur im Bereich der 
SchülerInnen, sondern zunächst im Bereich der 
LehrerInnen ausgebaut werden muss. Denn nur 
geschultes Personal kann die Vor- und Nachteile 
einer sinnvollen Nutzung von digitalen Medien 
vermitteln. Es reicht also nicht aus, ein Angebot 
an Fortbildungen zum Einsatz digitaler Medien zu 
schaffen, wenn die digitale Infrastruktur in den 
Schulen nicht oder kaum vorhanden ist – bei-

spielsweise Computer, Laptops, interaktive Tafeln, 
WLAN/Internetzugang in allen Räumen.
In dem 60-minütigen Gespräch stellte sich jedoch 
ganz klar heraus, dass digitale Medien in der Zu-
kunft nicht das Allheilmittel sein werden bzw. sein 
können. Von großer Bedeutung wird hierbei die Ver-
netzung von analogen und digitalen Medien sein.

Das gegliederte Schulsystem soll auch in 
Zukunft Bestand haben
Im zweiten Teil der Veranstaltung kam es zur The-
matisierung der Frage: „Wie soll sich für engagier-
te und motivierte JunglehrerInnen die Zukunft an 
sächsischen Gymnasien gestalten?“ Viele Ideen 
und Vorschläge wurden hierbei intensiv diskutiert: 
Schulung in Bezug auf digitale Medien, Reduzie-
rung der Klassenstärke und Stundenzahl bis hin zur 
Einführung einer Klassenleiterstunde.
Mit ihren Wünschen zur Gestaltung der Zukunft 
der sächsischen Bildungslandschaft traten die Teil-
nehmer in einen konstruktiven Diskurs mit einem 

aufgeschlossenen Staatsminister Christian Piwarz. 
Er gab jedoch zu bedenken, dass eine gewünsch-
te Entlastung der Lehrkräfte nur gelingen kann, 
wenn genügend Personal und finanzielle Mittel zur 
Verfügung stehen. Es sei zu berücksichtigen, dass 
dies nicht auf Anhieb umgesetzt werden könne. Im 
Diskurs betonte Herr Piwarz jedoch sehr stark, dass 
eine Abkehr vom gegliederten Schulsystem, wie es 
derzeit in Sachsen besteht, keinesfalls von ihm und 
seiner Partei gewünscht wird.
Die jungen KollegInnen brachten neben ihren 
Visionen für die Zukunft des sächsischen Gymna-
siums auch ihre Ängste in Bezug auf die geplan-
ten Änderungen für das Schuljahr 2019/20 zum 
Ausdruck. Intensiv wurde über die Kürzung des 
Unterrichts in der 2. Fremdsprache und die Ver-
änderungen im Profilunterricht diskutiert. Auch 
das Dauerbrenner-Thema – die Verbeamtung 
sächsischer Lehrkräfte und die damit verbundenen 
Regularien in Verbindungen mit Abordnungen – 
fand hier erneut Gehör. 

Schulkonto
Bis zum Inkrafttreten der Novellierung des Sächsischen Schulgesetzes zum 
1. August 2018 standen Lehrer bei der Organisation von Schulfahrten häufig 
vor dem Problem, auf welches Konto die Eltern die notwenigen Einzahlungen 
vornehmen sollen.

Die Überweisung auf das Privatkonto des Lehrers verbietet sich schon immer 
von selbst. Einerseits könnte der Lehrer dieses Geld privat anderweitig verwen-
den – hier kam 2011 ein Fall in Berlin in die Öffentlichkeit, als eine Lehrerin 
die 4000,–  € für eine Fahrt an die Ostsee für ihre persönlichen Bedürfnis-
se verwendet hatte und die Fahrt somit nicht stattfinden konnte. Anderseits 
unterliegen derartige Einzahlungen dem uneingeschränkten Zugriff etwaiger 
Gläubiger des Lehrers.

Im Paragraf 3b des Schulgesetzes ist jetzt geregelt, dass Schulen ein Schul-
konto für den Zahlungsverkehr in schulischen Angelegenheiten einrichten und 
führen dürfen. Allerdings ergibt sich daraus für viele Schulen ein neues Pro-
blem: Wer führt dieses Schulkonto? Es einfach der Schulsachbearbeiterin als 
zusätzliche Aufgabe „aufs Auge zu drücken“ würde das gleiche Verhalten 
widerspiegeln, wie es die Lehrer schon sehr häufig in den letzten Jahren erlebt 
haben: Aufgabe um Aufgabe draufpacken, bis es nicht mehr geht. Die Zunah-
me der Bürokratie, aktuell zum Beispiel durch die DSGVO, hat auch vor den 
Schulsachbearbeitern nicht halt gemacht.

Deshalb stellt sich als zentrale Frage, wer dieses Schulkonto führt. Die VwV 
Schulkonten 
(https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/17820-VwV-Schulkonten) 
wie auch der Leitfaden „Schulkonten im Freistaat Sachsen“ 
(https://www.schule.sachsen.de/download/18_10_22_schulgirokonten.pdf) 
stellen klar, dass Lehrer dieses Konto nur auf freiwilliger Basis führen können. 
Eine Verpflichtung einer Lehrkraft ist somit nicht möglich und widerspricht 
außerdem dem Schulleiterbrief vom 26.  Juni 2018 zur Entlastung der Lehr-
kräfte (Einsehbar für örtliche Personalräte im Schulportal unter dem Menü-
punkt „Handlungsprogramm“). Hier wird unter anderem formuliert: „Ziel ist 
es, dass Lehrkräfte aber auch Schulleiter, an allen Schularten von zeitaufwändi-
gen Verwaltungsaufgaben entlastet werden …“. Des Weiteren wird in diesem 
Zusammenhang auf das landesweite Modellprojekt Schulverwaltungsassistent 
verwiesen und konkret die Aufgabe der Führung des Schulkontos genannt.

Daraus ergeben sich zwei Schlussfolgerungen:
Erstens: Sollte ein Schulleiter im Widerspruch zur geltenden Verwaltungsvor-
schrift Lehrer anweisen, ein Schulkonto zu führen, so informieren Sie unsere 
Vertreter im Lehrerbezirkspersonalrat ihrer Region.
Zweitens: Der Schulverwaltungsassistent entlastet Lehrer wie Schulsachbear-
beiter und ist flächendeckend sowie dauerhaft einzuführen.

Markus Gretzschel
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Neues aus dem Lehrerhauptpersonalrat
Bei der Vergabe der Leistungsprämien einigten 
sich die Vertreter des Lehrerhauptpersonalrates 
(LHPR) mit den Vertretern des Kultusministeriums 
im letzten Schuljahr 2016/17 auf ein neues Ver-
fahren unter Beteiligung der Lehrerkonferenz. Dies 
geschah vor allem mit dem Ziel, ein Verfahren zu 
etablieren, das durch ein hohes Maß an Beteili-
gung und Transparenz gekennzeichnet ist und da-
mit zu einem positiven Schulklima beitragen kann. 
Aus verschiedenen Gründen gab es im letzten Jahr 
bereits bei der Umsetzung des Erlasses Widerstän-
de und Pannen. 

In zahlreichen Rückmeldungen wurde kritisiert, 
dass die Informationen sehr spät und unvollstän-
dig an die Schulen weitergeleitet wurden und es 
so in sehr vielen Fällen nicht zur Beteiligung der 
Lehrerkonferenz kam. Ebenso wurde den Vertre-
tern des LHPR signalisiert, dass viele Schulleiter 
diesem Verfahren, unter anderem aus daten-
schutzrechtlichen Gründen, ablehnend gegenüber 
stehen. Diese Bedenken wurden allerdings sei-
tens des Kultusministeriums als nicht berechtigt 
zurückgewiesen. 

So setzte sich der LHPR das Ziel, das Verfahren in 
diesem Schuljahr rechtzeitig, das heißt spätestens 
vor den Herbstferien, zu beschließen und bekannt 
zu geben. Um die Vergabe von Leistungsprämien 
als ein dauerhaftes Instrument der Motivierung 
und Wertschätzung zu etablieren, dürfen einer-
seits die Mittel dafür nicht mehr nach Kassenlage 
bereitgestellt, sondern müssen endlich im Haus-
halt verankert werden. Andererseits ist das im 
Vorjahr gestartete Verfahren der Vergabe mit Be-
teiligung der Gesamtlehrerkonferenz auszubauen 
und zu stärken. Leider konnten wir uns mit diesen 
Vorstellungen nicht gegenüber dem Kultusminis-
terium durchsetzen, verwiesen aber immer wieder 
darauf, dass die Schulen, unabhängig vom Ver-
fahrensmodus, unbedingt vor den Herbstferien zu 
informieren sind. 

Da eine Einigung in dem entscheidenden Punkt, der 
Beteiligung der Lehrerkonferenz, nicht möglich war, 
musste die Einigungsstelle angerufen werden. Dies 
hatte zur Folge, dass die Informationen zum nun 
wieder veränderten Verfahren erst am 17. Oktober, 
dem letzten Tag der Herbstferien, an die Schulen 

gelangten. Die 
Entscheidung 
über die Ver-
gabe der Leis-
tungsprämien 
trifft nun der 
Schulleiter im 
Benehmen mit 
dem Örtlichen 
Personalrat 
(ÖPR). Die Frauenbeauftragte, die örtliche Schwer-
behindertenvertretung haben dabei ebenso wie der 
ÖPR ein Vorschlagrecht. Auch die Gesamtlehrer-
konferenz kann Vorschläge einreichen und zu die-
sen angehört werden. Allerdings sollte diese in der 
43. Kalenderwoche, also genau in der Woche nach 
den Ferien, durchgeführt werden.

Ich befürchte, dass mit diesem nun wieder geän-
derten Verfahren und vor allem der sehr engen 
Zeitschiene zwischen Information und Umsetzung 
die Akzeptanz der Leistungsprämien bei vielen 
Kolleginnen und Kollegen weiter abnehmen wird. 

Jens Rieth

SchuLV auch 2019 für PVS-Mitglieder
Prüfungsaufgaben zur Arbeitsentlastung: 
Anfordern der Zugangsdaten für 2019 nicht 
vergessen!

Seit mehreren Jahren setzt sich der Philologenver-
band Sachsen dafür ein, dass allen Kolleginnen 
und Kollegen die schriftlichen Abiturprüfungen der 
Erst- und Nachtermine, der Kompetenztest und die 
Besondere Leistungsfeststellung (BLF) in einer edi-
tierbaren Form in einem geschützten Bereich zur 
Verfügung gestellt werden. Eine für uns zufrieden-
stellende Lösung konnte mit den Verantwortlichen 
des Kultusministeriums, auch nach mehreren Ge-
sprächsrunden, bisher nicht gefunden werden.

Da dem Philologenverband Sachsen dieses Anlie-
gen, vor allem im Sinne der Arbeitsentlastung un-
serer Kollegen, sehr wichtig ist, haben wir uns vor 
zwei Jahren für eine Zusammenarbeit mit SchulLV 
entschieden.

Umfangreiche Möglichkeiten für unsere 
Mitglieder
Als digitale Lernplattform hat sich SchulLV auf die 
Prüfungsvorbereitung spezialisiert und ersetzt so 
die herkömmlichen Prüfungsvorbereitungsbücher. 
Aber neben den Prüfungen der letzten Jahre bietet 
SchulLV noch viel mehr, wie beispielsweise:
–	� Mathe: Abiturprüfungen sowie BLF-Aufgaben 

der letzten Jahre mit Tipps und Lösungen; di-
gitales Schulbuch; Inhalt kann nach Themen 
sortiert werden und zeigt dazu direkt die pas-
senden Aufgaben

–	� Deutsch und Englisch: Spezialisiert auf Lek-
türehilfen, digitales Schulbuch und Probeprü-
fungen

–	� Physik, Chemie, Biologie, Geografie und 
Geschichte: digitales Schulbuch, Probeprüfun-
gen und zum Teil Lernvideos oder Experimente

Ebenso können die Lehrkräfte unter "Mein 
SchulLV" Themenlisten erstellen und diese wiede-
rum mit Schülern oder Kollegen als Link teilen. So 
können zu Klassenarbeiten in Mathe zum Beispiel 
die Themen zusammengestellt werden, die aktuell 
sind und die Schüler haben direkt die passenden 
Aufgaben zum Üben. Auch der Download der 
Prüfungen als PDF ist möglich. Dieser darf für die 
Schüler vervielfältigt werden.
Weiterhin können sich unsere Mitglieder bei Fragen 
auch jederzeit bei unseren Ansprechpartnern von 
SchulLV melden. Ebenso ist ein Webinar möglich.

Abschied von editierbaren Aufgaben
Leider werden die aktuellen Prüfungen nicht mehr 
als Word-Datei in SchulLV bereitgestellt. Es wurde 
von den Verantwortlichen festgestellt, dass diese 
Funktion viel zu wenig genutzt wird. Die Lehrkräf-
te erstellen vielmehr Themenlisten unter „Mein 
SchulLV“ welche diese wiederum mit den Schülern 
teilen können.

Da wir dennoch von einem Mehrwert für unsere 
Mitglieder überzeugt sind, werden wir ihnen auch 
im Jahr 2019 einen Zugang zur Verfügung stellen. 
Wir erinnern an dieser Stelle daran, die neuen Zu-

gangsdaten für 2019 auf dem gewohnten Weg 
oder über unsere neue Bestellfunktion auf der 
Website anzufordern. 

Perspektive für weitere Entlastungen
Darüber hinaus sieht es der Philologenverband 
Sachsen als eine wichtige Aufgabe das SMK end-
lich zu überzeugen, dass es im Rahmen des „Leh-
rerentlastungspaketes“ und des „Digitalpaktes“ 
nur angemessen und im ureigenen Interesse un-
seres Arbeitgebers ist, allen Kolleginnen und Kol-
legen die Dateien im Word-Format zur Verfügung 
zu stellen. Praktisch sinnvoll wäre das Einstellen 
sicherlich im Schulportal.

Jens Rieth
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Von der Schulbank nach Nepal und zurück

In ihrem Sabbatjahr reiste die Geografielehrerin 
Katrin Götz 2008 nach Nepal und kehrte mit zwei 
Zielen zurück ans Augustum-Annen-Gymnasium in 
Görlitz: Erstens wollte sie etwas für die Schulbil-
dung in ihrem Lieblingsort Pelmang tun. Sie gründet 
mit 6 Freunden einen Verein und sammelt seitdem 
monatlich Gelder für einen guten Englischlehrer, der 
in der dortigen Grundschule dringend gebraucht 
wird. Zudem wollte sie ihre Schüler hautnah an 
ihrem Erlebten teilhaben lassen. Sie plante mit der 
damaligen 5. Klasse Projekttage zu Nepal und in-
itiierte Brieffreundschaften mit den Schulkindern 
aus Pelmang – persönliche Bindungen entstanden 
und verbanden. Daraus entwickelte sich die Vision, 
einmal gemeinsam an diesen Lieblingsort zu reisen. 
Bei den SchülerInnen, inzwischen in der Oberstufe 
angekommen, ist das Feuer für Nepal seitdem nicht 
mehr erloschen und: In diesem Herbst wurde der 
Traum Wirklichkeit!
Insgesamt 15 Görlitzer Gymnasiasten, 3 Lehrer und 
eine Ärztin starteten, begleitet von viel Presserum-
mel, eine Woche vor den Herbstferien nach Kath-
mandu. Von dort soll es auf eine Tekkingtour zu-
nächst von Saleri ins Partnerdorf Pelmang und dann 
für einen Blick auf den Mt. Everst und die höchsten 
Berge der Welt nach Namche Basar gehen. 
Der quirlige Linksverkehr mit hupenden Autos und 
Mopeds, die Farben und Gerüche der vielen Ge-
schäfte und Menschen auf den staubigen Straßen, 
bunte Leuchtreklame und Knäuel von Telefonlei-
tungen waren die ersten Eindrücke nach der Lan-
dung in der nepalesischen Hauptstadt. Viel Zeit 
und Muße, diese Eindrücke zu genießen, gab es 
nicht. Denn auf dem Programm für Kathmandu 
stand nach der Ankunft bereits der erste Schulbe-

such in der englischsprachigen Skylark Secondary 
School, in der die Görlitzer von Schülerinnen im 
festlichen Sari ganz herzlich begrüßt wurden. Es 
folgten viele persönliche Gespräche und ein reger 
Austausch über das Leben im jeweiligen Land. Am 
kommenden Tag standen ein Besuch der großen 
Buddha-Stupa von Boudhanath, der hinduisti-
schen Tempelanlage Pashupatinath und der alten 
Königspaläste von Patan auf dem eindrucksvollen 
Besichtigungsprogramm.
Eine 11-stündige Jeeptour war der Startpunkt des 
Trekkings. Es folgten drei jeweils siebenstündige 
Wandertage, vorbei an grünen Reisfeldern, blau 
gedeckten Häuschen, erst bergab, dann einige 
hundert Höhenmeter bergauf, dann bergab ... bis 
Pelmang schließlich erreicht wurde. Unvorstellbar 
und schwer in Worte zu fassen war die Begrüßung, 
die die Görlitzer Gruppe dort erleben durfte. Es 
hatte den Anschein, das gesamte Dorf habe sich 
versammelt. Jeder Schüler wurde mit Katthas 
und Blumenketten überhäuft und mit unzähligen 
freundlichen „Namaste“ – Grüßen willkommen 
geheißen. Diese Zeremonie sollte sich in den fol-
genden Tagen bei Schulbesuchen in der Primary 
und Secondary – School des Örtchens wiederho-
len. Neben dem Besuch der Patenkinder, denen 
durch regelmäßige Spenden aus Deutschland der 
Schulbesuch und der Kauf von Schulkleidung erst 
ermöglicht wird, stan-
den zahlreiche soziale 
Projekte, unter an-
derem Unterstützung 
beim Bau der Gesund-
heitsstation durch Ma-
lerarbeiten auf dem 
Besuchsprogramm der 
Görlitzer Schüler. 
Nach drei Tagen des 
gemeinsamen Lebens 
in Pelmang hieß es 
Abschied nehmen von 
der Herzlichkeit der 
Dorfbewohner und 
dem Erleben des ein-

fachen, kräftezehrenden Alltags. Die Schüler und 
ihre Begleiter begaben sich auf eine viertägige 
Trekkingtour in den Sagarmatha Nationalpark, der 
allen einige Strapazen abverlangte. Der Weg nach 
Namche Basar, erst durch unberührte Mangro-
venwälder, dann durch touristisch erschlossene 
Gebiete, war gespickt mit Touren zwischen 1.500 
bis 1.800 Höhenmetern und dem Blick auf den 
Mera Peak, bis man das Panorama von Mt. Everest 
(848 m), Lohtse (8.516) oder Ama Dablam (6.867) 
genießen durfte. Besonders aufregend war für alle 
dann noch die Rückreise nach Kathmandu, bei der 
die Schüler aufgrund schlechten Wetters drei Tage 
in Lukla auf ihren Rückflug warten mussten. Nur 
knapp wurde der Flieger zurück nach Görlitz er-
reicht.
Damit ging eine mit vielen Eindrücken und Erlebnis-
sen gespickte, ungewöhnliche „Klassenfahrt“ nach 
Nepal, einem Land zwischen Tradition und Moder-
ne, zu Ende, über das die Schüler viel zu berichten 
wissen. Nachlesen konnten die Daheimgebliebenen 
die Tageserlebnisse auf dem Nepalblog der Grup-
pe „www.pelmang2018.blogspot.com“, in dem 
ausführlich die Tageserlebnisse geschildert wurden.  
Für Katrin Götz steht die nächste Reise bereits fest. 
Im Frühjahr 2019 wird sie „ihre“ spendenfinanzier-
te Gesundheitsstation, errichtet vom Görlitz-Pel-
mang e.V., eröffnen. 

Jung und alt – Zusammenhalt
Das war das Thema des 2. Bundesseniorenkon-
gresses am 29. und 30. Oktober 2018 in Berlin.

Jung und alt – Zusammenhalt, das darf nicht nur 
auf Generationengerechtigkeit reduziert werden, 
es bedeutet mehr. Es heißt auch Zusammenleben, 
Zusammenarbeiten, Zusammensein.  Es heißt den 
anderen verstehen, achten, sein Wissen und Kön-
nen der anderen Generation geben zum beidersei-
tigen Nutzen.
Am 1. Tag des Kongresses ging es nur zum Teil 
um diese Fragen, es wurde zunächst der neue 
Vorstand der Seniorenvertretung gewählt. Neuer 
Vorsitzender ist der Philologe Dr. Horst Günther 
Klitzing (4. v. l.). Dazu unseren herzlichen Glück-
wunsch. Nach der Wahl des gesamten Vorstandes 

wurden die Anträge (über 150!!) abgearbeitet. 
Diese Anträge bilden die Grundlage der Arbeit des 
Vorstandes in den nächsten fünf Jahren.

Drei Hauptthemen sind zu erkennen:
–	� Rentenanpassung Ost an West nicht erst 2025! 

Dazu setzt sich der Deutsche Beamtenbund 
u.a. stärkere Berücksichtigung der Kindererzie-
hungs- und Pflegezeiten ein. Wiedereinführung 
der Altersteilzeit, Ausbau der betrieblichen Al-
tersversorgung sind weitere Themen.

–	� Gesundheit und Pflege, dazu gehören z. B. Si-
cherstellung der ambulanten ärztlichen Versor-
gung im ländlichen Raum, aber auch bessere 
Arbeitsbedingungen und Bezahlung für das 
Pflegepersonal.
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–	� Gleichwertige Lebensverhältnisse für Senioren 
schaffen und erhalten. Möglichst lang und ei-
genverantwortlich soll jeder leben können. Das 
betrifft die Entwicklung in Stadt und Land und 
z.  B. auch den generationengerechten Woh-
nungsbau und die Möglichkeit der Teilnahme 
der Senioren am kulturellen und sozialen Leben.

Am 2. Tag standen Grußworte und Vorträge im 
Mittelpunkt. Dr. Klitzing unterstrich nochmals, 
dass das Motto „Jung und alt – Zusammenhalt“ 
in erster Linie eine politische Aufgabe ist. Das geht 
bis zu Gesetzesänderungen, die der Beamtenbund 
anstrebt. Nach der Staatssekretärin im Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend Juliane Seifert sprach Franz Müntefering als 
Vorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Senioren-Organisationen. „Das Grundgesetz gilt 
nicht nur für Menschen bis 65“, das war der Leit-
faden seiner Ausführungen. Es war ein Appell an 
die Ministerien: „Tut etwas für die Gemeinschaft, 
das Volk wartet“.
Mit Riesenbeifall wurde auch sein „LLL“ für Seni-
oren bedacht :
L –	� Laufen wie bewegen
L –	� Lernen, neugierig bleiben, aber auch Wissen 

weitergeben 
L –	 wie Lachen.

(Ich würde noch ein L hinzufügen – L wie Lieben!!!)
Den Festvortrag hielt Prof. Dr. Andreas Kruse von 
der Universität Heidelberg. Mehr Generationsbe-
ziehungen, Lebenswissen weitergeben und einset-
zen, soziale Aktivitäten und vor allen ein sinner-
fülltes Leben im Alter schaffen, das sind wichtige 
Bausteine aus der Sicht des Psychologen und Ge-
rontologen. „Kein Mensch ist eine Insel, jeder ist 
ein Teil des Ganzen!“, so Prof. Kruse.
Interessant an diesen zwei Tagen waren auch die 
vielen Einzelgespräche, neue Kontakte wurden 
geknüpft, alte erneuert. Und das ist vielleicht das 
Wichtigste.

Gudrun Schreiner

Einkommen und VBL-Beitrag 2018
Nach dem Lesen der Gehaltsmitteilung vom Okto-
ber haben sich viele von Ihnen gefragt, weshalb 
in diesem Monat höhere Sozialabgaben angefallen 
sind. Ursache für diese höhere finanzielle Belas-
tung in diesem Monat sind die Regelungen hin-
sichtlich der Steuer- und Sozialabgabenfreiheit bei 
der Umwandlung von Einkommen für Beiträge in 
die Zusatzversorgung in der VBL. Die Rente aus der 
VBL wird im Abrechnungsverband Ost im Rahmen 
des Kapitaldeckungsverfahrens aufgebaut. Seit 
2011 gab es Änderungen bei der steuerlichen Be-
handlung des Arbeitnehmeranteils am Beitrag zur 
Kapitaldeckung. Das hatte zur Folge, dass der Ar-
beitnehmerbeitrag seit dieser Zeit – genauso wie 
der Arbeitgeberbeitrag – unter den Voraussetzun-
gen des § 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz steu-
erfrei gestellt werden kann. Der Arbeitgeber zahlt 
den Arbeitnehmeranteil also aus dem Bruttolohn 
an die VBL, soweit der Steuerfreibetrag noch nicht 
ausgeschöpft ist (sogenannte Bruttoentnahme). Im 
Falle der Steuerfreiheit des Arbeitnehmerbeitrags 
kann hierfür die Riester-Förderung nicht mehr be-
ansprucht werden. Sie mussten sich deshalb dafür 
entscheiden, ob Sie die Beiträge zur VBL steuerfrei 
stellen wollen oder alternativ die Riester-Förde-
rung in Anspruch nehmen wollten.

Welche Variante für Sie besser ist, kann an dieser 
Stelle nicht beantwortet werden. Hier sollten Sie 
sich an einen Steuerberater wenden. 

Seit dem 1. Januar 2018 gilt mit der Einsetzung 
des Betriebsrentenstärkungsgesetzes ein Steuer-
freibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG für Bei-

träge zum Kapitaldeckungsverfahren (VBL Ost) in 
Höhe von jetzt 8 % der Beitragsbemessungsgren-
ze der gesetzlichen Rentenversicherung – West 
von jährlich 6.240,00 Euro statt bisher nur 4 % 
= 3120  Euro. Die Sozialversicherungsfreiheit 
der Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren der 
VBL Ost sind nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV  
in Höhe von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze 
in der gesetzlichen Rentenversicherung – West  
in Höhe von 3.120,00 Euro geblieben. Über-
schreiten Sie im Jahresverlauf diesen Freibetrag 
müssen für die darüber liegenden Beträge So-
zialversicherungsbeiträge zahlen. Neben Ihrem 
Beitrag zur VBL muss der steuerfreie monatliche 
Arbeitgeberanteil zum Freibetrag hinzugerechnet 
werden. 

Schauen wir uns ein Beispiel an.
Bis September hat eine sächsische Lehrkraft 
2126,16  € in die VBL und der Arbeitgeber 
1000,53  € steuer- und sozialabgabenfrei einge-
zahlt. Der Betrag zusammen zählt zum Steuer-
freibetrag. Arbeitgeber und die Lehrkraft haben 
somit zusammen bis September 3126,69 € in die 
VBL eingezahlt. Damit wird der Freibetrag im Sep-
tember um 6,69  € überschritten. Damit mussten 
die Lehrkraft für die 6,69 € Sozialabgaben zahlen. 
Im Vergleich zum August hat die Lehrkraft somit 
bereits im September geringfügig niedrigere Net-
toauszahlung erhalten. 

Bis Ende Oktober haben die Lehrkraft und der 
Arbeitgeber insgesamt 3475,10 € in die VBL ein-
gezahlt. Davon wird der Freibetrag in Höhe von 

3.120 Euro abgezogen und die 6,69 €, für die die 
Lehrkraft bereits im September Sozialabgaben ent-
richtet haben. Die Steuerfreiheit des von der Lehr-
kraft und dem Arbeitgeber insgesamt 3475,10 € 
in die VBL eingezahlten Beitrages bleibt erhalten, 
da der Steuerfreibetrag in Höhe von 6.240,00 Euro 
noch nicht ausgeschöpft ist. Damit verbleibt ein 
Restbetrag von 348,41 €, für den Sozialabgaben 
zu zahlen sind. Dies mindert trotz Gehaltssteige-
rung das verfügbare Nettoeinkommen. Dieses 
Verfahren setzt im November und Dezember leider 
fort.

Die Sozialversicherungsfreiheit des Arbeitnehmer-
beitrags führt auch dazu, dass sich das rentenver-
sicherungspflichtige Entgelt und damit auch die 
spätere gesetzliche Rente geringfügig verringern. 
Ebenso können sich auch andere Sozialleistungen, 
die von der Höhe des Entgelts abhängig sind (zum 
Beispiel Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Arbeits-
losengeld) entsprechend vermindern. Bitte beach-
ten Sie weiterhin, dass in der Rentenbezugsphase 
die VBL-Rente voll steuerpflichtig ist und bei In-
anspruchnahme der Steuerfreistellung der Beiträge 
zur VBL auch der volle Beitrag (Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberbeitrag) zur Kranken- und Pflegeversi-
cherung zu zahlen ist, wenn Sie einer gesetzlichen 
Krankenkasse angehören.

Steffen Pabst

Der neugewählte Vorstand der Seniorenvertretung:

Dr. Horst Günther Klitzing	 Vorsitzender
Siegfried Damm	 2.Vorsitzender
Anke Schwitzer
Klaus-Dieter Schulze	 je stellvertr. Vorsitzende
Max Schindlbeck
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Contra Profilunterricht
Der PVS setzt sich für die Abschaffung des Profilunterrichts und 
die Rückführung der Stunden in die Stundentafel der Fächer ein. 
Eine vertiefte Sprachausbildung soll wahlobligatorisch möglich 
sein.

Das Vorhalten eines den gymnasialen Ansprüchen genügenden Unterrichts 
im Sinne einer vertieften Ausbildung gelingt aufgrund fehlender Personal-
ressourcen nur noch unzureichend. Das ist sicher auch ein Grund dafür, dass 
die Stundentafel in einigen Fächern ab 2019 gekürzt werden soll. Außer-
dem wurde die im Schulgesetz verankerte Ausbildung in Profilen nunmehr 
in der SOGYA dahingehend präzisiert, dass ab Klassenstufe 8 im Rahmen 
von zwei Unterrichtsstunden „schulbezogene Profile“ angeboten werden 
sollen. 

Die dadurch entstehende Beliebigkeit von Inhalten und Anforderungen des 
Faches mindert den Wert und die Vergleichbarkeit der erzielten Schüler
leistungen. Es ist fraglich, wie motiviert Schülerinnen und Schüler sich am 
Profilunterricht beteiligen werden, wenn dieser an Relevanz für die Verset-
zung im Sinne der Möglichkeit des Notenausgleichs in der Fächergruppe A 
verloren hat. Darüber hinaus entstehen Schwierigkeiten bei einem Schul-
wechsel der Jugendlichen, denn damit wäre ab Klasse 9 zwangsläufig ein 
Wechsel in ein völlig unbekanntes Profil verbunden. Der Aufbau eines Lehr-
plan-Curriculums würde fortan solche Schüler benachteiligen, weil ihnen 
schlicht die Grundlagen fehlen.

Der Profilunterricht bindet Personal, das in Kernfächern fehlt. Dieser Fakt wird 
besonders deutlich, wenn in Zeiten des extremen Mangels an Lehrkräften, die 
MINT-Fächer unterrichten, naturwissenschaftlich orientierte Profile angebo-
ten werden, parallel dazu aber regulärer Unterricht ausfallen muss.

In der Schulpraxis ist außerdem zu beobachten, dass die Planung des Pro-
filunterrichts und damit auch seine Inhalte an einzelne Lehrkräfte geknüpft 
sind. Dies geht einher mit einer hohen persönlichen Belastung für die Be-
treffenden und steht der Langfristigkeit entgegen, wenn Versetzung, Ab-
ordnung oder Renteneintritt zum Weggang führen.

Der Wegfall der Profil-Stunden und deren Rückführung in die Stundentafel 
anderer Fächer kann zur eigentlich angestrebten Entlastung von Kollegin-
nen und Kollegen, aber auch Schülerinnen und Schülern beitragen und die 
den schulorganisatorischen Ablauf erheblich erschwerende planungstechni-
sche Kopplung von Lehrkräften und Unterrichtsstunden mindern.

Für den RV Chemnitz: Cornelia Krauße

Pro Profilunterricht
Das Musical des Gymnasiums Markneukirchen ist das Aushängeschild un-
serer Schule und das zentrale Projekt im musisch-künstlerischen Profil. Vor 
einer Woche haben wir mit insgesamt 14 Aufführungen einer zweistündigen 
„Show“ das 25. Jubiläum dieser Idee gewürdigt, die 1993 die Lehrer und 
Schüler unseres ersten Profiljahrgangs hatten. Hinter uns liegen arbeitsrei-
che Wochen, zuerst in unseren Probenräumen und in unserer Aula, dann im 
König-Albert-Theater Bad Elster. 100 Schüler konnten gemeinsam mit uns 
Lehrern und unseren künstlerischen Mitarbeitern die Erfolgsgeschichte unse-
rer Musicals fortschreiben und sind dabei zu einem wundervollen Ensemble 
gewachsen. Dass diese Musicalzeit unsere Schüler für viele Jahre prägt, zeigt 
der große Zuspruch, den unsere Jubiläumsgala mit 400 ehemaligen Mitwir-
kenden hatte. Dank des MDR-Sachsenspiegels wurde das sogar landesweit 
wahrgenommen. O-Ton einiger Rückmeldungen: Endlich wieder mal zu bes-
ter Sendezeit eine positive Nachricht aus dem sächsischen Bildungswesen!

Umso verwunderlicher ist es für mich, wenn gerade jetzt seitens meines 
Lehrerverbandes der Profilunterricht zu Disposition gestellt wird. Denn die 
Basis für den künstlerischen Erfolg, aber auch für die nicht zu unterschät-
zenden sozialen und persönlichkeitsbildenden Komponenten unserer Pro-
jekte liegt im Profilunterricht. Hier werden die Grundlagen gelegt für das 
Theaterspielen, den Chorgesang, die Gestaltung des Bühnenbilds etc.. 
Zwar ist unser Musical vorrangig ein Projekt für den Freitagnachmittag, 
für etliche Wochenenden und manchen Ferientag – hier können wir dank 
der GTA-Förderung unsere externen Mitarbeiter beschäftigten und vie-
les zusammenfügen, was in kleinen Gruppen geprobt wurde. Aber ohne  
den Profilunterricht geht das nicht, denn hier wird das gelernt, wird später 
auf, hinter und unter der Bühne gebraucht. Hieraus erwächst die Motivation 
der Schüler, sich aller zwei Jahre auf das Abenteuer Musical einzulassen. 
Deshalb ist uns das Stundenvolumen „Profilunterricht“ wichtig.

Zum einen können wir hier die Schüler eines Jahrgangs klassenübergreifend 
entsprechend ihrer Interessen zusammenfassen. (Die Bildung von „Profilklas-
sen“ lässt sich aufgrund der Einwahlzahlen und des Klassenteilers nur selten 
realisieren.) Zum anderen können wir inhaltlich eigenverantwortlich agieren, 
Schwerpunkte setzen und schulische Traditionen entwickeln. Geben wir dem 
Wort Profil nicht seinen eigentlichen Sinn, wenn wir unserem Gymnasium 
gerade mit dem Musical ein unverwechselbares Gesicht geben? 

Die anderen Profile unserer Schule stehen deshalb keinesfalls im Schatten. Das 
erst vor vier Jahren etablierte gesellschaftswissenschaftliche Profil hat inner-
halb von zwei Jahren den Titel „Schule ohne Rassismus – Schule mit Coura-
ge“ erkämpft und erreichte 2018 das Finale des Planspiels der Schulbanker. 
Und auch im naturwissenschaftlichen Profil sind große Erfolge zu verzeichnen. 
Hierfür stehen zahlreiche Teilnahmen an regionalen und überregionalen Wett-
bewerben wie bspw. der Internationalen Junior Science Olympiade, der Inter-
nationale Bio-Olympiade, aber auch Jugend forscht. Das alles zeigt eine stark  
wissenschaftspropädeutische Ausrichtung dieses Profils. 

Den Profilunterricht zur Stärkung einzelner Kern-Fächer aufzugeben, halte ich 
für das falsche Signal in diesen sparsamen Zeiten. Die Belegung eines Profils 
ist eine schulische Phase, die Freiraum schafft, den klassischen Schulalltag 
durchbricht (Rhythmisierung war ein GTA-Zauberwort!), aber nicht zwingend 
eine Festlegung für Abiturstufe, Berufswahl und Studium darstellt. So kann 
der naturwissenschaftliche Schüler trotzdem im Schulorchester oder in der 
Musicalband Saxophon spielen, und die musische Schülerin darf in der Abi-
turstufe durchaus die Leistungskurse Mathe und Biologie belegen.  

Deshalb: Schulen mit gelebtem Profil brauchen ihren Profilunterricht. Aber 
auch motivierte Lehrer, die dieses Profil schärfen. 

Dr. Enrico Weller /Gymnasium Markneukirchen

Mitgliederbefragung: Profilunterricht abschaffen?
Mit dem anlässlich des diesjährigen Philologentages diskutierten Antrag, der PVS solle sich für die Abschaffung des Profilunterrichts einsetzen, befassten sich die 
Mitglieder des Landesvorstandes und Vertreter der Regionalvorstände auf ihrer Klausurtagung Ende Oktober erneut. Dabei konnte keine abschließende Positio-
nierung gefunden werden. Um die Interessen der Mehrheit unserer Mitglieder vertreten zu können, beabsichtigen wir eine Mitgliederbefragung und stellen Ihnen 
an dieser Stelle die kontroversen Positionen vor:

Foto: Thomas Langer
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Verhalten bei Diffamierungen im Internet
Wenn eine Lehrkraft auf Plattformen oder in sozialen Netzwerken im Inter-
net aufgrund ihrer Lehrtätigkeit widerrechtlich angeprangert wird und sie 
Kenntnis von dieser Veröffentlichung erhalten hat, handelt es sich streng 
genommen um eine Verleumdung im straf- und zivilrechtlichen Sinne. Dann 
ist es unbedingt angeraten, dies dem Schulleiter zu melden und ihm mitzu-
teilen, dass sie sich im Rahmen geltenden Rechts verhalten hat und Rechts-
schutz durch den Arbeitgeber bzw. den Dienstherrn zu fordern, da diese 
Diffamierung aufgrund der Ausübung der Lehrtätigkeit im Dienst geschehen 
ist und sie sich durch diese Diffamierung in ihrer Dienstausübung (bei Beam-
ten) bzw. in ihrer Arbeit (Angestellte) beeinträchtig sieht. 

Ist es ein nicht volljähriger Schüler, der die Lehrkraft diffamiert hat, so sind 
auch die Eltern zu hören. Anschließend ist das Verhalten zu sanktionieren, bis 
hin zum Schulverweis. Bei Eltern und volljährigen Schülern muss das LaSuB 
bzw. das SMK als oberste Dienstbehörde mithilfe ihrer Juristen gegen diese 
Diffamierung rechtlich vorgehen. 

Dies gilt auch, wenn auf von Organisationen oder Parteien geschaffenen  
Portalen Lehrer konkret angeprangert werden. Der Arbeitgeber bzw. der 
Dienstherr hat eine Fürsorgepflicht gegenüber seinen Beamten und Ange-
stellten.

Wenn das LaSuB oder das SMK nicht zeitnah dagegen einschreiten sollten, 
was wir uns nicht vorstellen können, dann greift der Rechtsschutz des Philolo-
genverbandes Sachsen über das Dienstleistungszentrum des dbb. Gleichzeitig 
sollte er sich an den Lehrer-Bezirkspersonalrat wenden und ihn informieren, 
dass das seine Dienstvorgesetzten nichts unternehmen und den LBPR auf-
fordern, ihn in seinem Begehren zu unterstützen. Dann läuft parallel zu dem 
Rechtschutz durch unseren Verband auch das personalvertretungsrechtliche 
Verfahren durch den LBPR. 

Steffen Pabst

LaiW-Studie 2018: Was sagen Lehrkräfte zur Studie  
Lehrerarbeit im Wandel?
Von Steffi Kreuzfeld, Reingard Seibt und Rainer Starke

Die Studie des Deutschen Philologenverbandes zur Arbeitszeit, Belastung 
und Gesundheit ist am 15.04. dieses Jahres abgeschlossen worden. Bundes-
weit haben sich an der LaiW-Studie deutlich mehr Lehrkräfte der Gymnasien 
als erwartet beteiligt. Prof´. Dr. Susanne Lin-Klitzing, Bundesvorsitzende des 
Verbandes, dankt allen Lehrkräften, die zum Erfolg der Durchführung der 
Studie beigetragen haben. 

Die Herausforderung einer bundesweiten Arbeitszeitstudie

Mit der Durchführung der Studie ist der Deutsche Philologenverband be-
wusst neue Wege gegangen. Noch nie wurden Lehrkräfte in allen deutschen 
Bundesländern in etwa zum gleichen Zeitpunkt so umfassend befragt. Bis-
herige Untersuchungen haben nur einzelne Gesichtspunkte der Lehrerarbeit 
betrachtet oder fanden nur in einem Bundesland statt. 

Da Schule und Bildung Ländersache sind, war eine der größten Herausfor-
derungen, die Studie so zu gestalten, dass sie einerseits für alle Bundeslän-
der zutreffend ist und andererseits nach einheitlichen Kriterien ausgewertet 
werden kann. „Das größte Wagnis war aber ohne Zweifel die Einschätzung, 
ob sich eine hinreichend große Zahl an Gymnasiallehrkäften würde bewegen 
lassen, sich an einer so zeitaufwendigen Studie zu beteiligen, sodass am 
Ende belastbare Ergebnisse vorgelegt werden können,“ so Prof. Dr. Sus-
anne Lin-Klitzing. „Umso glücklicher bin ich jetzt! Äußerst gespannt warte 
ich – wie auch viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer – auf die ersten Aus-
wertungsergebnisse. Natürlich wird die Auswertung Wochen, ja Monate in 
Anspruch nehmen.“ 

Viele positive Rückmeldungen

Im Institut für Präventivmedizin der Universitätsmedizin Rostock, das die 
wissenschaftliche Betreuung der LaiW-Studie und die Auswertung übernom-
men hat, gingen im Untersuchungszeitraum viele Anfragen und Kommen-
tare von Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein. Neben technischen Fragen 
und inhaltlichen Hinweisen gab es viele positive Rückmeldungen von Lehr-
kräften, die die Notwendigkeit einer solchen Studie bekräftigten.

„Vielen Dank für die Erstellung und Betreuung der Studie zur Ar-
beitsbelastung von Lehrkräften. Ich freue mich schon auf die Teil-
nahme.“
„Vielen Dank nochmal für Ihre Informationen. Ich würde nach wie 
vor gern an der Studie teilnehmen und bin gestern Abend aus der 
Kur zurückgekehrt und seit heute wieder im Dienst. Somit könnte 
ich am Montag anfangen. Den Fragebogen habe ich schon ausge-
füllt - die TANs wurden dann ja nochmal zugeschickt vom Philolo-
genverband. Es wäre prima, von Ihnen einen Link zu bekommen, 
damit ich doch noch teilnehmen kann. Ich hoffe allerdings auch, 
dass viele Kolleginnen und Kollegen in Deutschland an der Studie 
teilnehmen.“
„Die Arbeitszeiterfassung liegt hinter uns und war häufig Ge-
sprächsthema im Lehrerzimmer. Es ist sehr begrüßenswert, dass 
eine solche Datenerhebung endlich einmal durchgeführt wurde! 
Durch das minutiöse Erfassen der persönlichen Arbeitszeit ist ei-
nem sehr deutlich bewusst geworden, wie viele Wochenstunden 
tatsächlich geleistet werden müssen. Das persönliche Deputat wird 
so in einem völlig anderen Licht gesehen, erst recht die Begriffe 
gebundene und ungebundene Arbeitszeit.“

Anonymisierte Zuschriften

Gründe für die Nichtteilnahme an der LaiW-Studie

Gegenüber Frau Dr. Seibt und Frau Dr. Kreuzfeld (beide Institut für Präven-
tivmedizin) wurden aber auch zahlreiche Äußerungen getroffen, warum 
bewusst von einer Teilnahme abgesehen wurde. Anmerkungen wie „Der 
Zeitraum der Studie ist falsch gewählt.“, „Es ändert sich ja doch nichts.“, 
„Ich möchte gar nicht wissen, wie viele Stunden ich hier leiste; es würde 
mich nur wütend machen.“ oder „Ich habe so viel zu tun, da noch Zeit für 
eine Studie aufzuwenden, habe ich nicht den Nerv.“ spiegeln das Spektrum 
der Gründe für eine Nichtteilnahme an der Studie wider. Sind Lehrkräfte mit 
ihrer Belastung am Limit? Befinden sich einige Lehrkräfte bereits jenseits der 
Belastungsgrenze? Die Auswertung wird uns Hinweise dazu geben.

j
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Der Zeitraum der Studie ist falsch gewählt?

„Zum Arbeitszeitprotokoll möchte ich anmerken, dass dieser Zeit-
raum nicht repräsentativ für die Lehrerarbeitszeit ist. Elternversamm-
lungen, Elterngespräche, Erarbeitung von Stoffverteilungsplänen, 
umfangreiche Fachschaftssitzungen u. a. finden vorrangig in anderen 
Monaten statt. Auch die Mehrarbeitszeit durch das schriftliche Abitur 
wird nicht erfasst. Ich bitte dies bei der Erfassung der Lehrerarbeitszeit 
zu berücksichtigen.“

„Ich habe bei der Erfassung der Arbeitszeit teilgenommen. Ich wollte 
an dieser Stelle nur anmerken, dass der Zeitpunkt der Erfassung für 
das Bundesland nicht ganz authentisch gewählt war, denn das Zwi-
schenzeugnis ist gerade abgeschlossen gewesen und es war nun kein 
Schulaufgabenzeitraum. Gerade für mich als Deutschlehrerin ist das 
natürlich schon entscheidend, ob ich parallel noch Übungsaufsätze 
und Schulaufgaben korrigieren muss, denn das kann gut und ger-
ne 10 bis 15 Stunden plus pro Woche ausmachen. Es wäre mir also 
wichtig, dass dies nicht ganz aus den Augen genommen wird bei der 
Auswertung der Ergebnisse. Vielen Dank an dieser Stelle im Voraus!“

Anonymisierte Zuschriften

Den Untersuchungszeitraum unter Berücksichtigung der Ferien- und Prü-
fungszeiten in den Ländern so zu wählen, dass eine bundesweite Datener-
fassung über vier zusammenhängende Wochen überhaupt möglich ist, war 
eine „Herausforderung“. Als Zeitraum für die Durchführung der LaiW-Studie 
wurde von allen Landesverbänden des DPhV gemeinsam das 1. Quartal 2018 
festgelegt. Dabei mussten auch länderspezifischen Besonderheiten – wie z. 
B. Winterferien oder der Einfluss des Karnevals - berücksichtigt werden.

Natürlich gibt es Zeiträume innerhalb eines Schuljahres, die belastender 
sind. Beispielsweise ist die Phase der Abiturprüfungen mit den knappen Fris-
ten für die Korrekturen durch extreme zeitliche Belastungen gekennzeichnet. 
Wäre dieser Zeitraum für die Studie ausgewählt worden, wäre sofort der 
Vorwurf der Unwissenschaftlichkeit aufgekommen. Und wahrscheinlich hät-
ten dann auch viele Lehrkräfte nicht an der Studie teilgenommen, weil sie in 
dieser Zeit zu belastet gewesen wären und keine Zeit für die Studie hätten 
aufbringen können.

Die Studie ist bewusst so angelegt, dass die Arbeitszeit in einem Zeitraum 
von vier „relativ normalen“ Unterrichtswochen erfasst werden soll, wohl 
wissend, dass die Arbeitsbelastung innerhalb des Schuljahres erheblichen 
Schwankungen unterliegt, und es innerhalb eines Schuljahres Phasen deut-
lich höherer Belastung gibt. Aber auch die intensiven Arbeitsphasen sind 
nicht repräsentativ für ein ganzes Schuljahr! Für die Beurteilung der Arbeits-
belastung wird der Untersuchungszeitraum in den einzelnen Bundesländern 
retrospektiv genau definiert und bei der Interpretation der Ergebnisse zur 
Arbeitszeit berücksichtigt. 

Ein Korrektiv ist der ONLINE-Fragebogen, durch den Arbeitszeit und -belas-
tung äußerst umfassend für eine „normale“ Schulwoche im Schuljahr erho-
ben werden. So werden vergleichbare Aussagen generiert, die die Lehrerar-
beitszeit in einer „normalen“ Schulwoche im Schuljahr ausmachen.

Arbeitszeitprotokoll und Fragebogen bilden eine Einheit und werden durch 
den persönlichen Code zusammengeführt. Jedes Instrument hat seine Be-
deutung in der Studie und ermöglicht den Abgleich zwischen „geschätzter“ 
und konkreter wöchentlicher Arbeitszeit. 

Ein weiteres Korrektiv sind die Bundesländer untereinander. Im Untersu-
chungszeitraum sind die in den einzelnen Bundesländern durchzuführenden 
Tätigkeiten unterschiedlich intensiv, sodass ein breites Spektrum schulischer 

Belastungen abgebildet wird. In Rheinland-Pfalz ist die Studie in die korrek-
turintensive Abiturzeit gefallen. Zudem werden in die Analysen auch Lang-
zeiterhebungen (Dokumentationen der Arbeitszeit über ein bis zehn Jahre), 
die uns vorliegen, einfließen. Auch wenn diese nur exemplarisch sind, so 
bieten sie doch eine zielführende Orientierung für die Arbeitsbelastung der 
Gymnasiallehrkräfte im Jahresverlauf.

Resignation: „Es ändert sich ja doch nichts!“

Diese resignative Haltung müsste den Kultusministern der Länder zu denken 
geben. Letztendlich haben sie gegenüber den Lehrkräften auch eine Fürsor-
gepflicht. Nachvollziehbar ist diese Haltung, da bisherige Studien zur Lehrer-
arbeitszeit und -belastung, wie die von Knight-Wegenstein 1993, Mummert 
& Partner 1999 oder Schaarschmidt 2003 und 2006, ungehört verhallten. 
Die Arbeitszeitanalyse im Rahmen des Projektes „LANGE LEHREN“ 2006 
brachte allerdings für Gymnasiallehrkräfte eine Stundenreduzierung von  
einer Stunde.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der LaiW-Studie haben einen 
wichtigen Beitrag zur Ermittlung der Arbeitszeit, Belastung und Ge-
sundheit von Gymnasiallehrkräften geleistet. Die empirischen Befun-
de der Studie sollen bei entsprechendem Ergebnis dazu dienen, von  
den politischen Entscheidungsträgern eine Entlastung der Kolleginnen und 
Kollegen einzufordern.

Haltung „Ich möchte es gar nicht wissen!“

Im Laufe der letzten Jahrzehnte haben sich die Tätigkeitsfelder und Arbeits-
belastungen an den Gymnasien beständig erhöht und gewandelt. Vor allem 
sind verwaltungsspezifische, organisatorische Aufgaben hinzugekommen. 
Zu nennen sind aber auch die Auswirkungen heterogenerer Klassen mit dem 
Zwang der inneren Differenzierung und des zunehmenden Einsatzes vielfäl-
tiger Medien. Vor zusätzlichen pädagogischen und didaktischen Herausfor-
derungen stehen die Lehrkräfte aktuell bei der Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention und der Integration von minderjährigen Flüchtlingen, 
da die soziale Heterogenität in den Klassen einen weiteren Belastungsfaktor 
darstellt. In diesem Zusammenhang ist auch der zunehmend komplexer wer-
dende Umgang mit den Eltern zu nennen. 

Aus der Aussage „Ich möchte es gar nicht wissen, wie viele Stunden ich hier 
leiste.“ wird deutlich, dass eine beständige Zunahme der geforderten Tätig-
keiten sehr wohl wahrgenommen wird. Zugleich wird eine Reduzierung von 
Tätigkeiten an anderen Stellen oder eine Senkung des Pflichtstundenanteils 
vermisst. Dies kommt in der Nebenaussage „Es würde mich nur wütend ma-
chen.“ zum Ausdruck. Zugleich wird in dem Nebensatz Resignation sichtbar: 
„Die da oben tun ja doch nichts für uns.“ Es ist daher dringend notwendig, 
die Diskussion um die Lehrerarbeitszeit jetzt auf einer aktuellen empirischen 
Basis weiterzuführen. 

Weder die Landesregierungen noch die Kultusministerkonferenz (KMK) 
waren oder sind bereit, eine solche Untersuchung zu veranlassen und da-
mit ihrer Fürsorgepflicht gegenüber den Lehrkräften nachzukommen. Der 
Deutsche Philologenverband (DPhV) als Dachverband aller Landesverbände 
hat sich deshalb dazu entschlossen, nicht weiter auf die Politik zu warten, 
sondern das Großprojekt einer bundesweiten Arbeitszeit- und Arbeitsbelas-
tungsuntersuchung selbst in Angriff zu nehmen.

Die Haltung „Ich möchte es gar nicht wissen.“ hängt eng mit der Wahrneh-
mung „Ich habe so viel zu tun, …“ zusammen.
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Wahrnehmung: „Ich habe so viel zu tun, …“

„Ich unterstütze Ihre Studie voll und ganz, denn es gibt so viele 
falsche Vorstellungen von den Bedingungen / Arbeitszeiten im 
Lehrerberuf. Leider muss ich Ihnen aber mitteilen, dass ich nicht 
teilnehmen werde, dabei hatte ich vergangene Woche schon damit 
begonnen, den Fragebogen auszufüllen. … Ich bin momentan sehr 
eingespannt in der Schule, es stehen wichtige Termine an – u. a. 
Abitur, ich bin mit vielen Dingen im Rückstau, nun auch mit Ihrem 
Arbeitszeitprotokoll, sodass ich mich entschlossen habe, mich damit 
nicht auch noch zu belasten. 

Ich weiß, das klingt wie die Geschichte mit den Holzfällern mit den 
stumpfen Äxten, die so viel zu tun hatten, dass sie keine Zeit fan-
den, ihre Werkzeuge zu schärfen, aber ich schaffe das zur Zeit nicht. 
Tut mir leid. Ich wünsche Ihnen viel Erfolg mit Ihrer Studie. Was 
passiert eigentlich mit den Ergebnissen?“

„Diese Studie ist längst überfällig und ich würde gerne daran teil-
nehmen – aber wann? Allein in dieser Woche habe ich 30 Wo-
chenstunden aufgrund einer Planänderung und Vertretungen; mit 
zwei Hauptfächern muss ich in diesem Monat 6 Arbeiten schrei-
ben lassen, 3 davon habe ich in der Ferienwoche gerade noch so 
korrigieren können. ... Zurzeit bereite ich die nächsten beiden vor. 
... Zwischendurch Telefonate mit Eltern (Klassenlehrerin in jedem 
Jahr!), Vorbereitung des Wandertags ..., einer Klassenkonferenz ... 
Ich kann mich nicht noch mit einer weiteren Dokumentation belas-
ten. Und dies wird – wie immer – zu meinen Lasten gehen, schade.

Dennoch: Ich wünsche Ihnen viel Erfolg, damit zumindest meine 
jüngeren Kolleginnen und Kollegen einmal eine geringere Belas-
tung haben werden. Ich selbst … bin gesundheitlich angeschlagen 
und hoffe, die letzten Jahre noch durchzuhalten, denn mein Beruf 
macht mir trotz allem immer noch Spaß!“

Anonymisierte Zuschriften

So bedauerlich es ist, dass sich Lehrkräfte, die der Studie positiv gegenüber-
stehen, nicht zur Teilnahme durchringen konnten, so ist dies anhand der 
geschilderten zeitlichen Belastung doch nachvollziehbar. Ein Kennzeichen 
des Lehrerberufs ist es gerade, nie mit der Arbeit fertig zu werden. Immer ist 
noch etwas liegen geblieben, immer jagt die eine Tätigkeit die nächste, wie 
die Zuschriften eindringlich bestätigen.

Gesundheitsgefährdung

Die beständige Arbeit an der oder sogar jenseits der Belastungsgrenze birgt 
für die betreffenden Lehrkräfte die Gefährdung ihrer Gesundheit. Burnout 
ist nur eine der Gefährdungen. Der Deutschen Angestellten Krankenkasse 
(DAK-Gesundheit) ist die Gesundheit der Lehrkräfte ein ernstes Anliegen. Sie 
unterstützt die LaiW-Studie des Deutschen Philologenverbandes.

„Die Auswertung der Studie bleibt jetzt abzuwarten. Hoffen wir“, so Prof. 
Dr. Susanne Lin-Klitzing, „dass die Lage nur für Einzelne so prekär ist.“

Der Vorstand des 
Philologenverbandes Sachsen 

und das Redaktionsteam 
von „ProPhil“ wünschen 

allen Kolleginnen und Kollegen 
eine frohe und 

besinnliche Weihnachtszeit 
mit Familie und Freunden.



Unsere Leistungen für unsere Mitglieder:
	finanzielle und rechtliche Absicherung bei Arbeitskämpfen
	Privathaftpflichtversicherung für alle im Haushalt Lebenden
	Berufshaftpflichtversicherung 
	Berufsrechtsschutz (Beratung und Verfahrensschutz)
	Schlüsselversicherung
	Verbandszeitschrift „ProPhil“
	Lehrerkalender
	Aktuelle Informationen und Formulare im Internet
	Weiterbildungen
	Personalratsschulungen
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Beitrittserklärung
Hiermit erkläre ich meinen Eintritt in den Philologenverband Sachsen e.V. zum  �

Name, Vorname: 	 �
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�
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Fachkombination:	 	 	   Amtsbezeichnung:  �

Schule
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Telefon:	                                       Fax:  	   E-Mail:  �

Bankverbindung

Ich bin einverstanden, dass meine persönlichen Daten elektronisch gespeichert und automatisch verarbeitet werden. Der PVS ver-
pflichtet sich, diese Angaben entsprechend den Bestimmungen des Datenschutzes nur für die Verbandsarbeit zu nutzen. Wenn mein 
Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens des kontoführenden Kreditinstitutes / Postgiroamt keine Verpflichtung 
zur Einlösung.

Teilnahme am Lastschriftverfahren

Hiermit ermächtige ich den Philologenverband Sachsen e.V. widerruflich, meinen Mitgliedsbeitrag von folgendem Konto einzuziehen:

Kontoinhaber: 	 �

IBAN:	 	   Kreditinstitut:  �

Ort, Datum		    Unterschrift des Verfügungsberechtigten
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